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Ver peinigt-W

Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
Von Oberregierungsrat Dr. W e n d e, Berlin.

Am 7. Juli hat der Reichstag das Gesetz über Arbeits-

vermittlung und Arbeitslosenversicherung mit- 356 gegen
- 47 Stimmen der Kommunisten und Völkischen bei 16 Stimm-

enthaltungen angenommen. Über die Vorgeschichte dieses be-

deutsamen Gesetzgebungswerkes ist bereits früher an dieser
Stelle ausführlich berichtet worden-A Jch kann mich daher
hier daran beschränken,die Grundgedanken des Gesetzes unter

Hervorhebung der wichtigsten Änderungen, die es während der

Beratungen im Reichstag erfahren hat, kurz darzulegen.
Während der Regierungsentwurf lediglich die Arbeitslosen-
versicherung umfaßte, ist nunmehr Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung als einheitliches Ganzes in demselben
Gesetz zusammengefaßtworden. Träger der öffentlichenArbeits-

vermittlung und Arbeitslosenversicherung im Deutschen Reich
ist die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung Jhr liegt auch die

öffentliche Berufsberatung und Tehrstellenvermittlung ob, Der

Regierungsentwurf sah Tandesarbeitslosenkassen als« Träger
vor. Die Reichsanstalt gliedert sich in die Hauptstelle, zu der

das Reichsamt für Arbeitsvermittlung umgewandelt wird, die

Landesarbeitsämter, zu denen die Tandesämter für Arbeits-

vermittlung umgebildet werden, und die Arbeitsämter, die

In Stelle der öffentlichen Arbeitsnachweise treten. O r g a n e

der Reichsanstalt sind die Verwaltungsausschüsse der Arbeits-

ämter und der Tandesarbeitsämter sowie der Verwaltungsrat
und der Vorstand der Reichsanstalt. Jn sämtlichen Organen
sind die Vertreter der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der

öffentlichen Körperschaften zu gleichen Teilen vertreten. So-

weit die Organe der Reichsanstalt jedoch auf dem Gebiete der

Arbeitslosenversicherung tätig sind, wirken die Vertreter der

öffentlichen Körperschaften in den Organen nicht mit.
«

Nach
Bedarf sind bei den Arbeitsämtern, den Landesarbeitsämtern

und der Hauptstelle der Reichsanstalt F a ch a b t e i l u n g e n

zu bilden. Eine Fachabteilung für Lands und Forstwirtschaft
muß bei der Hauptstelle errichtet werden. Desgleichen muß
bei der Hauptstelle eine Abteilung für Angestellte
gebildet werden. Bei den Arbeitsämtern und Tandesarbeitss
ämtern sind Angestelltenabteilungen nur nach Bedarf einzu-
richten. Als S p r u ch b e h ö r d e n der Arbeitslosenversiche-
rung in Streitsachen wird bei jedem Arbeitsamt ein Spruch-
ausschuß und bei jedem Landesarbeitsamt eine Spruchkammer
gebildet. Oberste Spruchbehörde ist der Spruchsenat für die

Arbeitslosenversicherung beim Reichsversicherungsamt.
Für den Fall der Arbeitslosigkeit i·,stver-

sich er t: 1., wer auf Grund der Reichsversicherungsordnung
oder des Reichsknappschaftsgesetzes für den Fall der Krankheit
pflichtversichert ist; 2. wer auf Grund des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes pflichtversichert ist und der pflicht zur Kranken-

versicherung nur deswegen nicht unterliegt, weil er die Ver-

dienstgrenze der Krankenversicherung überschritten hat; Z. wer

der Schiffsbesatzung eines deutschen Seefahrzeuges angehört.
Angestellte, die wegen Überschreitungder angestelltenversiche-
rungspslichtigen Gehaltsgrenze aus der Versicherungspflicht
ausscheiden, sind berechtigt, sich weiter zu versichern. Die Ver-

sicherungspflicht ist eingeschränktfür gewisse Personengruppen
und Berufsarten der Lands und Forstwirtschaft und die Be-
schäftigung in der Binnen- und Küstenfischerei. Auch die Be-

schäftigung von Lehrlingen auf Grund eines schriftlichen Lehr-
vertrages von längerer Dauer ist versicherungsfrei.
Für die Bemessung der Arbeitslosenunter-

stützung bestehen 11 Lohnklassen. Die Vorlage der Reichs-
regierung hatte 7 Klassen vorgesehen. Zugrunde gelegt
werden folgende wöchentliche Arbeitsverdienste: Klasse I bis

10 RM., Klasse II mehr als 10 RM. bis 14 RM., Klasse III

mehr als 14 RM. bis 18 RM., Klasse IV mehr als 18 RM.
bis 24 RM., Klasse V mehr als 24 RM. bis 50 RM.,
Klasse VI mehr als 50 RM. bis 56 RM., Klasse VII mehr als
36 RM. bis 42 RM., Klasse VIII mehr als 42 RM. bis

48 RM., Klasse IX mehr als 48 RM. bis 54 RM., Klasse X

mehr als 54 RM. bis 60 RM., Klasse XI mehr als 60 RM.

Jn jeder Tohnklasse wird der Bemessung der Unterstützung ein

«) Vgl. Helmatdienst, Jahrgang vII Nr. Z S. 34 ff-
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Einheitslohn zugrunde gelegt. Er beträgt in Klasse I 8 RM.,
Klasse II 12 RM., Klasse III 16 RM., Klasse IV 21 RM.,
Klasse V 27 RM., Klasse VI ZZ RM., Klasse VII 39 RM.",
Klasse VIII 45 RM., Klasse IX 51 RM., Klasse X 57 RM.,
Klasse XI 63 RM. Die Hauptunterstützung beträgt in der

Klasse I 75 v.H., Klasse II 65 v.H., Klasse III 55 v.H»
Klasse IV 47 v.H., Klasse V und VI 40 v.H., Klasse VII

Z7,5 v.H., Klasse VIII bis XI 55 v.H. des Einheitslohnes.
Als Familienzuschlag werden für jeden zuschlagsberechtigten
Angestellten 5 v.H. des Einheitslohnes gewährt. Einschließ-
lich der Familienzuschläge darf die Arbeitslosenunterstützung
jedoch in den Klassen I und II 80 v.H., Klasse III 75 v.H.,
Klasse IV 72 v.H., in den Klassen V und VI 65 v.H.,
Klasse VII 62,5 v. H., in den Klassen VIII bis XI 60 V. H. des

Einheitslohnes in keinem Falle übersteigen.
"

Voraussetzung für den Empfang der

Arbeitslosenunterstützung ist außer Arbeitsfähig-
keit, Arbeitswilligkeit und unfreiwilliger Arbeitslosigkeit die

Erfüllung der Anwartschaftszeit. Diese ist erfüllt,
wenn der Arbeitslose in den letzten 12 Monaten während
26 Wochen in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung
gestanden hat. Der Anspruch auf Arbeitslosenunterstützungist
e r s ch ö p f t, wenn-die Unterstützungfür insgesamt 26 Wochen
gewährt ist. Für die Arbeitslosen, die die Anwartschaftszeit
nicht erfüllt oder den Anspruchs auf Arbeitslosenunterstützung
erschöpft haben, kann in Zeiten besonders ungünstiger Arbeits-

marktlage die Gewährung der Arbeitslosenunterstützungals

Krisenunterstützung zugelassen werden, jedoch ist
diese, anders als die Arbeitslosenunterstützung,von der Be-

dürftigkeit der Empfänger abhängig. Auch die Möglichkeit, Kur z.
arbeiterunterstützung zu gewähren, ist im Gesetze vorgesehen-

Die Mittel, welche die Reichsanstalt zur Durchführung
ihrer Aufgaben benötigt, werden durch Beiträge der

Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufgebracht. Die

Beiträge sind, wie bisher bei der Erwerbslosenunterstützung,
als zuschläge zu den Krankenkassenbeiträgenzu entrichten;
Die Krankenkassen führen die Beiträge an das Landesarbeits-
amt ab. Der Beitrag besteht aus einem Landesanteil und
einem zum Ausgleich für überbelastete Bezirke bestimmten
Reichsanteil. Den Landesanteil setzt der Verwaltungsausschuß
des Landesarbeitsamts für seinen Bezirk nach dessen Bedarf
fest, während der Reichsanteil vom Verwaltungsrat der

Reichsanstaltbestimmt wird. Dieser setzt auch einen Reichs-
höchstsatzfest, der in keinem Falle Z v. H. des Arbeitsentgelts
übersteigen dars. Mittel der Hauptstelle der Reichsanstalt, die

nicht zur Deckung von Fehlbeträgen verwendet werden, bilden
den Rotstock der Versicherung. Der Notstock soll mindestens in
der Höhe des Beitrages gehalten werden, der zur Unterstützung
von 600 000 Arbeitslosen für drei Monate erforderlich ist.
Nicht aus Beiträgen gespeist wird die Krisenunterstützungz
deren Kosten entfallen vielmehr zu vier Fünfteln auf das

Reich und zu einem Fünftel auf die zuständigen Geineindem
Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-

versicherung tritt am I. Oktober 1927 in Kraft. Mit dem

gleichen Tage verlieren ihre Geltung das Arbeitsnachweisi
gesetz vom 22. Juli 1922,- die Verordnung über Erwerbs-

losenfürsorge vom 16. Februar 1924, das Gesetz über eine

Krisensürsorge für Erwerbslose vom 19. November 1926, die

Verordnung über die Fürsorge für erwerbslose Seeleute vom

Zo. Oktober 1924 sowie Artikel III des Gesetzes über Er-

höhung der Bier- und Tabaksteuer vom 10. August 1925 mit

ihren verschiedenen Änderungen und Ausführungsbestim-
mungen. Um Härten gegenüber den Arbeitslosen zu ver-

meiden, die sich daraus ergeben können, daß die Gewährung
von Arbeitslosenunterstützung nach dem neuen Gesetz unter

anderen Voraussetzungen und zu anderen Bedingungen erfolgt,
als nach der jetzt geltenden Erwerbslosenfürsorgeverordnung,
sind Übergangsbestimmungen vorgesehen. Das

gleiche gilt auch für noch nicht abgeschlosseneMaßnahmen der

produktiven Erwerbslosenfürsorge, die in dem neuen Gesetz
als sogenannte wertschaffende Arbeitslosenfür-
so r g e grundsätzlich aufrechterhalten ist.

i

Tz
i
IF
i
s!

3



Der Hei-W

Deutschlands Eintritt in die Mandatkommission
Von Gouverneur z.D. Dr.

·

Jn der Junitagung des Völkerbundsrates ist die Frage des Ein-

iritts Deutschlandsin die Mandatkommission erörtert worden. Jn
dieser Kommission sind außer Deutschland bisher sämtliche Mit-

glieder des Völkerbundes vertreten, die einen ständigen Sitz im
Volkerbundsrat haben, sowie einige andere Völkerbundsstaaten.
Nachdem Deutschland in den Völkerbund eingetreten war und
einen ständigen Sitz im Völkerbundsrat erhalten hatte, mußte die
Konsequenz sein, daß ihm gleichfalls eine Beteiligung an der

Mandatkommissionzugestanden wurde. Der Völkerbundsrat hat
sichdenn auch dafür ausgesprochen, indessen die Übertragungeines
Sitzes an Deutschlandnoch von der vorherigen Befragung der
Mandatkommisstonselbstabhängig gemacht. Mit einer ablehnenden

altung der letzteren ist nicht zu· rechnen. Es steht deshalb die
bertragung eines Sitzes an Deutschland in der nächsten, im

.

September stattfindenden Tagung des Völkerbundsrates zu
erwarten. -

Die permanente Mandatkommission ist das Organ des
Völkerbundes zur Wahrnehmung der dem le teren ute enden Au -

ficht überdie Mandatverwaltung Das Mkndatsystexnhwurdenacfh
dem Kriege auf Vorschlag des amerikanischen Präsidenten Wilson
;ingerichtet.tEs wurden ihm unterstellt die deutschen Kolonien und

Asevom türkischenReich abgetrennten Länder in Vorderasien. Im
rtikel 22 der Volkerbundsatzung,die einen integrierenden Bestand-

teil des Versailler Diktatfriedens bildet, sind die Grundsätze der

Mandatverwaltungund der Aufsichtsführung über dieselbe festgelegt.
ES Ist dokt«gesagt, daß die Völker in den deutschen Kolonien und

des! sonst in Betracht kommenden Gebieten noch nicht imstande
fejemsich»selbst«zuleiten, daß das Wohlergehen und die Entwicklung
dieser Völker eine heilige Aufgabe der Zivilisation bilden und daß
der beste Weg, diesen Grundsatz durch die Tat zu verwirklichen, die

Übkktwglmgder Vormundschaft über diese Völker an die dazu
Seelgneten und bereiten fortgeschrittenen Nationen sei, welche die

Vormundschaftals Mandatare des Bundes und in seinem Namen zu
fkjhtenhaben. Der Mandatak hat dem völkerbundskat jährlich
einenBericht über die seiner Fürsorge anvertrauten Gebiete vor-

zulegen.
«

Eine Permanente Kommission wird beauftragt, die

Jahresberichte der Mandatare entgegenzunehmen Und zU prüer
und dem Rate über alle die Ausführung der Mandatverpflichtung
anslehenden Fragen sein Gutachten zu erstatten.

Heinrich S chn ee, M.d.R.

Jn Ausführung dieser Vorschriften der Völkerbundssatzung ist
die permanente Mandatskommission eingerichtet worden. Die Mit-

glieder dieser Kommission sind, wie es in den betreffenden Ver-

öffentlichungen des Völkerbundes heißt, als Sachverständige und

nicht als Vertreter ihrer Regierungen ernannt. Es gehören der

Kommission gegenwärtig 11 Personen an, davon sind 9 ordentliche
Mitglieder (je 1 Angehöriger der 4 alliierten Hauptmächte England,
Frankreich, Italien, Japan, die einen ständigen Sitz im Völker-

bundsrat haben, sowie je I Belgier, Riederländer, Portugiese,
Spanier, Schwede), 1 außerordentlichesMitglied (Schweizer) sowie
ein Vertreter des Jnternationalen Arbeitsbüros (Engländer). Die

Mehrzahl der ordentlichen Mitglieder sind frühere Kolonial-

gouverneure oder sonst in hervorragenden kolonialen Stellungen
tätig gewesene Persönlichkeiten.

Die Permanente Mandatkommission prüft regelmäßig in ihren
dafür anberaumten Sitzungen in Genf die ihr von den Mandataren

erstatteten Berichte, stellt, evtl. nach weiterer Befragung des Man-

datars, fest, ob die Verwaltung entsprechend den Grundsätzen der

Mandatverwaltung geführt wird, und erstattet dann dem Völker-

bundsrat Gutachten. Die Kommission hat bei ihren Bemühungen,
die notwendigen Unterlagen für ihre Aufsichtsführung zu gewinnen,
die sich aus den ihr vorgelegten Berichten nicht immer ausreichend
ergaben, keineswegs immer die Unterstützung des Völkerbundsrates

gefunden. Dieser hat vielmehr in den der letzten vorhergehenden
Sitzungen des Rates die Vorschläge der Kommission, ihr die Befugnis
zur Anhörung von Persönlichkeiten aus den Mandatgebieten zu-

zugestehen sowiel einen erweiterten Fragebogen zur Beantwortung
durch die Mandatare aufzustellen, abgelehnt. Trotz dieser Ein-

engung der Tätigkeit der Permanenten Mandatkommission stellt
diese doch einen außerordentlich wichtigen Faktor für das Wirken
und die Kontrolle des- MandatsYstems dar.

Die Entsendung eines deutschen Mitgliedes in die Mandat-

kommission hat hinsichtlich der gegenwärtigen Mandatverwaltung
vor allem in drei Richtungen Bedeutung.

l. Deutschland hat als Unterzeichner des Versailler Diktat-

friedens Anspruch darauf, daß die Mandatverwaltung entsprechend
den in der Völkerbundsatzung festgelegten Grundsätzengeführt und

daß ohne seine Zustimmung an dem in der Satzung umschriebenen
Mandatsystem nichts geändert wird. Die Beteiligung eines deut-
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Der Heimatdiensi

schen Mitgliedes an der Mandatkommission ermöglicht in ganz
anderem Maße als früher die Vorgänge innerhalb der Mandat-

verwaltung zu überwachen und etwaigen Versuchen der eigen-
mächtigen Änderung des MandatsYstems entgegenzutreten, wie sie
hier und. da betreffs einzelner Mandatgebiete hervorgetreten sind.

2. Deutschland hat 30 Jahre lang bis zum Kriegsausbruch
seine Kolonien mit guten Erfolgen verwaltet; Ganz besonders hat
es auf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung und der Gesundheits-
pflege sowie des Unterrichtswesens der Eingeborenen Hervor-
ragende geleistet. Es hat
ein starkes Interesse daran,
darüber zu wachen, daß
die auf diesen Gebieten
unter der Mandatverwaltung
mancher Länder eingetretenen
Rückschritte wieder beseitigt
und daß das Wohlergehen
und die Entwicklung der

früher von der deutschen Ko-

lonialverwaltung betreuten

Völker von den Mandatver-

waltungen auch wirklich aus-
«

reichend berücksichtigtwerden.
,

Z. Nach Artikel 22 der

Völkerbundssatzung muß in

den dort umschriebenen Man-

datgebieten, zu denen der

größte Teil der deutschen
Kolonien gehört, dem Güter-

austausch und Handel der

anderen Bundesmitglieder die

gleiche Möglichkeit der Be-

tätigung gesichert sein. Jn
den vom Völkerbund ge-

nehmigten Mandaten für
Ostafrika, Kamerun und

Togo ist noch ausdrücklich
festgelegt, daß dort die An-

gehörigen von Bundesmits

gliedern hinsichtlich Einreise,
Niederlassung, Landerwerb

usw. die gleiche Behandlung

Ob: kä«
«

d
britannsen reich

?
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Die Koloniolmäcnte
Die Mutteriänderim Verhältnis zu ihren

Kolonsen und Schuizsiodten

Abgesehen davon hat der Eintritt eines deutschen Mitgliedes
in die Permanente Mandatkommission noch die allgemeine
Bedeutung, daß damit ein weiterer Abbau jenes Gebäudes der

Unwahrheit erfolgt, welches eine skrupellose Kriegspropaganda in

bezug auf deutsche Kolonialtätigkeit errichtet hatte. Mit dem —

übrigens auch sonst vollständig widerlegten — Vorwurf deutscher
Unfähigkeit und Unwürdigkeit zum Kolonisieren ist die deutsche
Beteiligung an der Aufsicht über die Mandatverwaltung derart

unvereinbar, daß aus den Kreisen der beteiligten Nationen jener
Vorwurf wohl nicht wieder

erhoben werden kann.

Endlich stellt Deutsch-
lands Eintritt in die Man-

datkommission einen weiteren

DLD Schritt auf dem Wege zur
G Wiederbeteiligung Deutsch-

lands an der Kolonisation
überseeischerLänder dar. Die

Wiederzulassung Deutscher in

den Mandatgebieten, aus de-

nen sie zunächst vertrieben

waren, war ein solcher
Schritt. Ein anderer war

die in Tocarno von den

Staatsmännern der Alli-
ierten ausgesprochene Aner-

kennung, daß Deutschland im

Falle seines Eintritts in den

Völkerbund ebenso wie jedes
andere Mitglied desselben für
Kolonialmandate kandidieren
könne. Der Eintritt in die

Mandatkommission ist ein

weiterer Schritt.
«

«

Noch fehlt der weit wich-
tigere Schritt der Übertra-

gung von Kolonialmandaten

auf Deutschland. Aber auch
er wird folgen. Die Erkennt-

nis, daß man das große,
ständig wachsende deutsche
Volk nicht dauernd vor der

. .

«
-

. 7997" . . .

erfahren sollen wie die An- .
M - - Erschließung überseeischer

gehörigen der Mandatmacht EanOhnEerhldMUnCHdndeS mMmonen Länder und der kulturellen

selbst. Auch in den Mandat-
» dKOlomen Ess) »

— Hebung ihrer Bevölkerung
gebieten, für welche solche

«

ausschließen kann, hat be-

Bestimmungen nicht ausdrück-v s- - 7 - reits bei den bisher ein-

lich vorgeschrieben sind, hat
FlächenlnhdlrdMunendndesm1oooqkm getretenen Änderungen mit-

veutschrand als vörkerdundsss
-

»

·

·

» gewirkt und wird sich auch
mitgiied Anspruch daraus, oeiksa

dKOIOHICns -
daß seine Angehörigen keiner

»

Ausnahmebehandlung mehr unterworfen werden, wie siein der erstenZeit
nach dem Kriege, abgesehen von Südwestafrika, allgemein und seither
noch in manchen Mandatgebieten erfolgten. Nach Aufhebung
der früheren Ausnahmebestimmungen sind eine ganze Anzahl Deut-

scher wieder in die Mandatgebiete eingewandert. Die Bestellung
eines deutschen Mitgliedes der Permanenten Mandatkommission
sichert seine Teilnahme an der Kontrolle darüber, daß die Behand-
IUUS der deutschenReichsangehörigen in den Mandatgebieten ent-

spfechelldden Bestimmungen der Mandate und dem Sinn der

Völkerbundssatzungerfolgt.

weiterhin geltend machen.
Gerade das von einsichtigen

Staatsmännern aller Nationen verfolgte Ziel einerBefriedigung der W el

durch die dauernde Verständigungzwischen den Nationen erfordert mi

Notwendigkeit die Wiederzulassung Deutschlands zur Kolonisation
auf eigenem Grund und Boden. Es handelt sich um ein

Eebensbedürfnis des deutschen Volkes, das auf eigenem zu schmalen
Boden sich nicht zu erhalten«vermag. Es handelt sich ebenso um

die Wiederzuerkennung der Gleichberechtigung und der Achtung an

eine große Nation, deren Rechts- und· Ehrgefühl durch die unter

falschen Vorwänden erfolgte Ausstoßung aus der Reihe der Kolonial-

mächte verletzt ist.

Die deutsche««Zahlungsbilanz
Von Dr. v. d. Gablentz.

I. Grundsätzliches.«
Die Zahlungsbilanz dient dazu, festzustellen, wie sich die ver-

schiedenen Formen der Verflechtung eines Landes in der Welt-

wirtschaft in einem bestimmten Zeitraum (in der Regel einem Jahre)
ausgewirkt haben.

l, Sie ist eine JBewegungsbilanz und keine

Bestandsbilanz, d. «h. sie stellt die Ereignisse des beob-

achteten Zeitraumes, die neuen Verpflichtungen und Forderungen
der Volkswirtschaft, dar, nicht deren Voraussetzungen, also z. B.

Neuverschuldung und Schuldentilgung, aber nicht Gesamt-
verschuldung.- .

2. Sie ist ein Kontokorrent, aber keine

Erfolgsrechnung, d. h. sie erfaßt aus der Gesamtheit der

volkswirtschaftlichen Vorgänge einen Ausschnitt und gliedert ihn
unter verschiedenen —Gesichtspunktenin zwei Reihen, deren End-

zahlen gleich sein müssen, weil dieselben Vorgänge in beiden erfaßt
sind, aber sie vermag nichts auszusagen über den Erfolg der
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Gesamtwirtschaft, zu dem der Außenverkehr nur« einen Faktor
liefert.

Z. Die Gesamtheit aller in ihr erfaßten
Forderungen deckt die Gesamtheit aller in ihr
erfaßten Verpflichtungen, d· h. da jede Forderung auf
jede Verpflichtung und jede Verpflichtung auf jede Forderung wirkt,

läßt«sich eine Kauf albeziehung zwischen einzelnen«Posten nicht fest-
-stellen. Z. B. ein Passivsaldo der Handelsbilanz (also ein Über-

schuß der Wareneinfuhr über die Warenausfuhr) wird gedeckt durch
Frachtleistungen, Fremdenverkehr und Kredite. Das kann heißen:
Mit den Forderungen aus »der Wareneinfuhr hat das Ausland seine
Frachtschulden bezahlt, Reisen im Inland gemacht, und den Rest
kreditiert. Es kann aber auch bedeuten: Durch Frachtleistungen,
Touristenverkehr und Kreditgewährung aus Initiative des Aus-

landes, das eine Zinsspanne ausnutzen wollte, hat das Inland die

Beträge gewonnen, um Wareneinkäufe zu machen-Welche der beiden
«

Beziehungen vorliegt, und wie sie sich mischen, ist aus einer

Zahlungsbilanz nie zu ersehen.

»

«

i.
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Die deutsche Zahlungsbilanz 1924 bis 1926 sitt Mill.NM.).

1924 1925 1926 1924—1926

B e z ei nu n -

- . s - Aktivs Passiv- Amo- Passlw Attivs «ch g

PssiikZEITSaldo PMB seite
Saldo

seite fette
Mo

fette fette
SO«

I. Warenbanbel . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9643 7 788 —- 1855 11919 9393 —2526 9695 10583 si- 888 31257 27 764 -3493
und zwar-

c) Freier Bette r . . . . . . . . . . . . . . . 9643 7703 —1940 11919 8960 —2959 9695 10009 4- 314 31257 26 67Z —4585
b) Sochleistungehnim Repatations-Berfabren . . .

—- 85 -I- 85 — 433 st- 433 — 574 -t- 574 —- 1093 -s- 1092
2. Dienstleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . .

— — -s· 118 — —- -t- 128 — —

· -I- 217 —- — H- 463
und zwar: -

S S i t . . . . . . . . . . . . . . . . 140 329 -t- 189 140 359 -l- 2t9 «

145 441 -t- M— 425 1129 -i- 704
»Feigenes-tsch-. . . . . . . . . . . . . .

-. - . ss - — e is — ss -, es -» - -, 295
C) Reises-erseht . . . . . . . . . . . . . . . .

— —- — 50 218 134 — 79 220 150 —- 70 —- - — 199
C) Versicherungsgeschäfte. . . . . . . . . . . . 25 — —- 25 20 5 — 15 —- -

m
—- —-

0) Postvertebr . . . . . . . . . . . . . . . . .
—- — —- 11 — — 12 —- - —- — — - 223

f) Löhne ausländischer Arbeiter . . . . . . . . . 50 — — 50 50 — — 50 —

9

—-

1 8
—

s

—

lS) Kraftliesetrmgen . . . . . . . . . . . . . .
— —- —

»

—- - «-

1

-

6 1
— 8

h) Fllmlizenzen . . . . . . . . . . . . . . . .
— —- —- —- — — -- Is- 2 —- 8 12 — s

Z- Zinsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . st· 80 . .
—- 90 —- — — 180 — — .- 190

40 Aeparationoleistungen . . . . . . . . . . . . . . 230 — — 230 781 — —- 781 1031 — — 1031 2042 — -2042
F· Kopitcilübertragungendurch Wanderungen . . . . . 110 110 t 0 120 150 -l- 30 — si- 30 ·- - -i- 60

. Saldo-Summe 1—5 . .

— 1887 . .
—- 8239 — 76 .- 5202

s.
BewegungdderWährungsdeckungomittel . . . . . . .

M - 716 — 667 - 1746
un zwar:

,S) Edelmetall . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

— 110 . .
—- 566 550 —- -- M —- — -1226

b) Deckungobevisen. . . . . . . . . . . . . . . 253 —-
— 253 150 —- - 150 117 —- — 117 520 — - 520

Summe des Attiv-Saldos t-—6 . .
—

.

»

. . . .

Summe des Passiv-Salbos 1—6 . . -2250 . —3905 . .

.

—- 743 . . -.6948
7s Kapkkalvetkebt. . . . . . · . . . · . . . . . . . t 884 4134 -I- 2 250 72 4027 et- 3 Osä 914 1 657 st- 743 2 870 9 818 is- 6 948

und zwar:
«

.

s) Oftentti au etete tan kifuge Ante-them . .
—s 900 -s- 900 — 1130 41130 — 1400 41400 — 3430 -i-s«430b) Sonst bgannftgewgorbenegxlnleiben. «. . . . .
—- — — — 110 -t- 110 — 200 -s- 200 —- 310 -s- zu)

o) Warentrebite . . . . . . . . . . . . . . . . 900 1200 -t- 300 — —- 60 —- -- — 960 1200 si- 240
C) ZilgungslangfristigerAnleiben . .

Billet
. .

b
— —- — 12 —- - 12 65 —- - 65 77 —- - 77

«
erstenansmfckkassvkusskykr.S.me·’. .". ".". 7Fg

so -k 738 133 4133
—

—57 f- » Fig B -i- MagI) Vewegun der eien Devi en der Reichsbant .
— —- — —-

—

g)gückslußgebamstrerterNotefn. . .

i. .b. .e .i
.

— 1000 41000 — 200 si- 200 — s-— -— —- 1200 4· 1200

eTiZlenF.de.«.7«l.d?eko.ts.Her.Yethsm.."·« 188 —- — 186 —- Iu q- 111 74 —- — 74 280 m — 149
l) Saldo Cnicht durch Schätzung zu erfassender

Kapitalverteby insbesondere Kapitairückteby
sonstige Kredite und oben nicht besonders dar-

sästellteBewegung deutscherdBamögåensaglagen«

« nss .

·

emangifianeuliFschftak."Fve.«.ÄmsFe. .
— 984 -k 184 —- 2043 42043 775 — — 775 775 3027 42252

4» V i e p o st e n d e r Z a h l u n g z b i I a n z 1 a s s e n i ch Postverkehrs der «Kraftlieferungenund der Bewegung der
g l i e d e r n in L e ist u n g s a u s t a us ch , e in s e i t isg e Wahrungsdeckungsmittel) ist man auf mehr oder weniger sichern
seistungen und Kapitalverkehr.

a) Der Leistungsaustausch geht vor sich in Form von

Warenverkehr,Dienstleistungen und Zinsleistungen. Der Edelmctalls
Verkehr ist grundsätzlich als Verkehr mit einer spezifischen, den
Charakterals Tauschmittel tragenden Ware anzusehen. (Soweit

eVisen denselben Charakter tragen, d. h. zu Wahrungszweckenver-

Wendet werden, sind sie wie Geld zu behsandeln.) Unter Dienst-
letstUUgensind hier bezahlte Leistungen zu verstehen, dke darin

« bestehen,daß Arbeitskräfte (Wanderarbeiter), »Transportmittel(im
See-«und Durchfuhrfrachtverkehr), Herberge (im Fremdenverketh
Icctpital«-.·isiko(im Versicherungsverkehr) und andere Güter zur Ver-

fügunggestellt werden. Zinsleistungen sind Gegenleistungenfür
ZUtveriügungstellenvon Kapital, das in Form von Krediten oder
M Form von ausländischem Besitz an Effekten, Betrieben und

Grundstückenim Inland arbeitet. Gewährte Dienstleistungen
erscheinenwie Warenausfuhr als neue Forderungen auf der Aktio-

elte- angenommene Dienstleistungen wie Wareneinfuhr als neue

Verpflichtungenaus dek pruni-seit- dek zahtungsbitxmz»zins-
vrderungen sind ein Aktio-«, Zinsverpflichtungen ein passivposten.

b) Einseitige Leistung-en bedeuten das Entstehen von

Forderungen oder Erlöschen von Verpflichtungen ohne Gegen-
leistungemz. B. aus Geschenken (etwa von Ausgewanderten an«die

axte Heimat), Tributen (z. B. Reparationsleistungen), Kapital-
emekiV durch Einwanderer, sind also ein Aktivposten bei dem Lande,
das sie erhält, ein passivposten bei dem leistenden Lande.

·

, c) K apitalverkehr bedeutet in der Bewegungsbilanz
Euchs Vet- oder Entschuldung, sondern für den Kapitalgeber vor-

Ubetgehendenoder dauernden Verzicht auf eine Forderung, fur den
apitalnehmer vorübergehende oder dauernde Minderung seiner

VerpflichtungenDaher ist Gewährung von Krediten an das Aus-

ICUPund Erwerb von Auslandsanlagen oder bisher Ausländern
gehörenden Inlandsanlagen ein Passivposten, Hereinnahme von

bikeditenund Verkauf von Anlagen ein Aktivposten der Zahlungss
anz. .

.

·

ö. Die Methoden der Zahlungsbilanzaufs
stellung sind abhängig von den aus anderen

Geskchtspunkten erfolgenden statistischen Er-
heb11«’n.g,en,d. h. die Aufteilung ist dort zuverlässig, wo im

Anschlußan fiskalische Interessen(wie beim Warenverkehr und bei

dey Reparationsleistungen) oder infolge der Inanspruchnahme der
mkse

·
(wie bei langfristigen Auslandsanleihen) weitgehende

Publizltät besteht. In anderen Fällen (fiir- die deutsche Auf-
telluns in· allen Fällen außer den erwähnten und den Fällen des

Schätzungen angewiesen. «

II. Die deutsche Zahlungsbilanz1924 bis 1926.
Vor dem Kriege hatte Deutschland eine passive Handels-

bilanz, deren Saldo gedeckt wurde durch die Einnahmen aus Dienst-
leistungen (in erster Linie der deutschen Seeschiffahrt) und die Zinsen
aus den deutschen Auslandsanlagen. Es blieb sogar meist ein
Überschuß zur Erweiterung der deutschen Auslandsanlagen.

Die Frachteinnahmen der verkleinerten Handelsflotte und die

Zinsen der stark verminderten Auslandsanlagen bedeuten heute, in
der Nachkriegszeit, als Aktivposten sehr viel weniger als
vor dem Kriege. Als daher nach der Inflation in der von Vorräten

fast entblößten deutschen Volkswirtschaft ein hoher-—Einfuhrbedarf
entstand (Einfuhrüberschußder beiden Iahre 4381 Mill. RM.),
konnte die Deckung nur mit Hilfe von ausländischen Krediten (sicher
ermittelt 2140 Mill. RM., davon 2030 in Form langfristiger
öffentlich auferlegter Anleihen) und von Abstoßung von Auslands-

anlagen (davon 1200 Mill. RM. geschätzt-für ,,Hamsterdevisen«)
erfolgen. Mit diesen postenszmußte aber nicht nur der Handels-
bilanzsaldo ausgeglichen, sondern es mußten auch die Reparationen
(1011 Mill. RM.) geleistet und der nach der neuen Gesetzgebung
erforderliche Golde und Devisenvorrat der Reichsbank ausgefüllt
werden (1079 Mill. RM.). Ein Teil der kurzfristig aufgenommenen
und gewährten Anleihen: die Warenkredite, und ein Teil der Ver-

.

mögensbewegung: einzelne posten der Effektenbewegung und die
Bewegung des Auslandsgolddepots der Reichsbank, ließ sich ge-
sondert schätzen (Saldo 195 Mill. RM.). Von der Bewegung der
in Devisenform gewährten kurzfristigen Kredite ließ sich der Anteil
der Reichsbank ermitteln (Passivsaldo 345 Mill. RM.). Die nicht-
aufteilbaren als Saldo festgestellten Posten des Kapitalverkehrs, in

erster Linie Abstoßung von Auslandsanlagen, die zum großen Teil
aus der Markflucht der Inflationszeit stammten, und eine Ge-
währung kurzfristiger Auslandskredite, beliefen sich per Saldo auf
3027 Mill. M.

»

Die Gestaltung der Zahlungsbilanz der Iahre 1924 bis 1925
war durch die Liquidation der Inflationszeitveranlaßt. Aber auch
das Iahr 1926 zeigt noch kein normales Bild. Die Handels-
bilanz war mit rd. 900 Mill. RM. aktiv, in erster Linie eine Folge
der durch die innere Krise veranlaßten Einfuhrbeschränkung,.in
zweiter Linie erst der Ausfuhrsteigerungsim Zusammenhang mit dem

englischen Streik. Zusammen mit dem Aktivsaldo der Dienst-
leistungen deckt der Betrag ungefähr den durch die Anleiheaufnahme
entstandenen Passivsaldo der Zinsenbilanz und die gestiegenen

ZU
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Reparationsverpflichtungem Wenn trotzdem Auslandsanleihen in

Höhe von 1600 Mill. RM. aufgenommen wurden, dann ist das ein

Beweis für die Unabhängigkeit der Kapitalbewegung gegenüber der

Warenbewegung. Der Anleiheerlös wirkte sich in Erweiterung der

Reichsbankreserven, in Rückzahlung kurzfristiger Schulden und in

Erweiterung der Anlagen im Auslande aus. Hierbei hat es sich
,

aber nicht wie vor dem Kriege Um dauernde Anlagen gehandelt,
sondern um Erweiterung der Handelskredite, die bisher hinter den

I

ermöglicht, den Wandel der wirtschaftlichen Auslandsbeziehungen
eines Landes in seiner Mannigfaltigkeit zu übersehen, nicht darin,
daß ein ,,Ergebnis« der deutschen Außenwirtschaft aus ihr zu
ersehen wäre. Daher ergibt sie auch nicht, wie vielfach angenommen,
einen Anhaltspunkt für die Möglichkeit oder Zulässigkeit von

Reparationsleistungen oder Transferierungen. Man kann z. B. nicht
sagen, die Reparationen seien »aus« jenem Aktivsaldo der Waren-

handels- und Dienstebilanz des Jahres 1926 oder sie seien »aus«
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«Bedingungen der ausländischen Konkurrenzzurückgeblieben waren

und um andere kurzfriftige Anlagen. Diese Entwicklung war eine

einmalige Erscheinung, worauf schon die Passivität der Handels-
bilanz deutete, die im zweiten Halbjahr 1926 wieder eintrat. Die

ersten Monate 1927 zeigen weiter eine erhebliche passivität der

Handelsbilanz, die zwar zunächst durch kurzfristige Auslandskredite

gedeckt worden sein mag, letzten Endes aber jenen Überschuß an

kurzfristigen Auslandsanlagen aus 1926 verbraucht haben dürfte.
Eine weitere erhebliche Passivität der Handelsbilanz ist nur möglich,
wenn eine Erweiterung der ausländischen Kredite erfolgt. —-

Die Bedeutung der Zahlungsbilanz besteht darin, daß sie es

Auslandskrediten gezahlt worden. Fest steht nur, daß die Deckung
der gesamten passivposten der Zahlungsbilanz durch jenen Saldo
und durch die Kredite erfolgt ist; wie sich aber die einzelnen Posten
ohne Kredite gestaltet hätten, welchen Charakter dann z. B. die
Warenhandelsbilanz angenommen hätte, ob jene Aktivität z.B. ohne
die infolge der Hereinnahme langfristiger·Kredite mögliche Erweite-

rung der dem Auslande gewährten Handelskredite erreicht worden

wäre, darüber läßt sich nichts sagen. Es ist aber für die

Reparationsfrage auch bedeutungslos, denn die Leistungsfähigkeit
ergibt sich aus- dem Gesamtvolkseinkommen und nicht aus dem

Auslandsgeschäffis
z

Die Änderungendes Mieterfchutz-und des Reichstuietengesetzes
Von Dr. Ebel, Ministerialrat im Reichsarbeitsministerium.

Die beiden wichtigstenGefetze zum Schutze der Mieter gegen
eine Übersteigerung der Mieten infolge des Wohnungsmangels so-
wie gegen eine ungerechtfertigte Kündigung, das Reichsmietengesetz
und das Mieterschutzgestktzi Waren im vorigen Jahre nur um ein

Jahr, bis zum I« Juli l927, verlängert worden. Die Reichs-
regierung hatte dem Reichstag im Juni d. J. zwei Gesetzentwürfe
vorgelegt, die nicht lediglich eine Verlängerung der beiden Gesetze-
sondern auch eine Reihe von Abänderungen vorfahen. Da eine Ver-

abschiedung durch den Reichstag bis zum 1.Juli nicht mehr möglich
war, ist die Geltungsdauer des Reichsmietengesetzes und des Mieter-

schutzgesetzes ohne Änderung bis zum Zl. Dezember 1927 verlängert
worden. Die nunmehr noch von dem Reichstag zu beratenden Ge-

setzentwürfe sehen im wesentlichen folgende Änderungen des gelten-
den Rechts vor:
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Die Novelle zum Mieterschutzgesetz bringt zunächst eine Ver-

längerung des Gesetzes um zwei Jahre bis zum 1. Juli 1929. Der

Mieterschutz bleibt also grundsätzlich weiter aufrechterhalten. Zur
Begründung führt die Regierung an, daß eine völlige Aufhebung
des Mieterschutzes erst möglich ist, wenn das Angebot an Räumen.

insbesondere an mittleren und kleineren Wohnungen, der Nachfrage
entspricht. Soweit dies für einzelne Arten von Räumen der Fall
ist, sollen die obersten Tandesbehördom wie bisher, das Recht zur

Aufhebung-«des Mieterschutzes für diese Räume behalten. Den

obersten Tandesbehörden wird auch weiterhin grundsätzlich die Ent-

scheidung überlassen, ob eine Aufhebung möglich ist.

I) Quellenhinweis: Die deutsche Zahlungobtlanz seit der Stabilisierung Wiertels
jahroheft zur Konjunkturforschung 1. Jahrgang 1926, Ergänzungsheft 2). — Die

deutsche Zahlungsbilam tm Jahre 1926 (Wirtschaft und Statistik. 2. Jahrg. 1927Nk.1)«,

o
«
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Im übrigen bringt der Entwurf Bestimmungen, die eine Ver-

einfachung des bestehenden Mietaufhebungsverfahrens und gleichzeitig
eine Verringerung der Kosten bringen sollen. Es soll in Zukunft
nicht mehr erforderlich sein, daß der Vermieter sofort eine Auf-
hebungsklageerhebt, er soll das Recht haben, zunächstdem Mieter

ein Kündigungsschreibenzustellen zu lassen. Die Kündigung ist nur

in den Fällen zulässig, in denen bisher eine Aufhebung des Miet-

vertrages verlangt werden konnte. Der Mieter bleibt also-·insoweit
In dem gleichen Umfange geschütztwie bisher. Die Kündigung darf
UNle wie in der Vorkriegs-zeit, von dem Vermieter unmittelbar dem

ieter erklärt werden, sie ist vielmehr von der Einhaltung gewisser
Formvorschriftenabhängig. Sie hat schriftlich unter Verwendung
eines von der Reichsregierung mit Zustimmung des Reichsrats auf-
zustellenden Vordrucks zu erfolgen. Das Kündigungsschreiben ist von

dem Vermieter dem Amtsgericht zu übersenden. Die Zustellung an

den Mieter erfolgt sodann auf Anordnung des Gerichtsschreibers von

Amts wegen. Werden Wohnräume wegen Mietrückstand gekündigt,
sp·hat der Gerichtsschreiber gleichzeitig der Fürsorgebehörde Mit-

teilung zu machen, damit diese, falls möglich, dem Mieter Unter-

stUtzUnggewähren kann.
·

. Der Mieter hat das Recht, binnen einer Woche gegen die

Kündigungbei dem Gericht widerspruch zu erheben Geschieht »dies,
fO Mußnunmehr eine Entscheidung durch das Gericht erfolgen; der

gehrmieterkann diese durch Erhebung der Aufhebungsklage herbei-
ren.

Erhebt der Mieter keinen Widerspruch, so kann der Vermieter
den Erlaß eines Räumungsbefehls beantragen. Der Mieter kann

Michgegen diesen binnen einer Woche Einspruch erheben. In dem

späteren Verfahren kann er nicht mehr geltend machen, daß die von
deniVermieter angegebenen Kündigungsgründe nicht vorliegen. Die

Kundigung gilt als zu Recht erfolgt. Der Mieter kann jedoch z.B.
allfühkemdaß er die rechtzeitige Erhebung des Widerspruchs ohne
feIn Verschulden, etwa wegen Krankheit oder Abwesenheit, versäumt
Hat— Jn dem Kündigungsschreiben ist der Mieter auf die ihm
gegenüber der Kündigung zustehenden Rechte besonders hinzuweisen.
Jst die Kündigung wegen Mietrückstanderfolgt und zahlt der Mieter

bIS zUm Ablauf der Einspruchsfrist die rückständigeMiete, so wird
die Wirkung der Kündigung beseitigt.

Jst ein Einspruch gegen den Räumungsbefehl nicht eingelegt,
sp kann der Befehl auf Antrag des Vermieters für vollstreckbar
erklärt werden. Der Vermieter hat sodann die Möglichkeit, die

zwangsweise Freimachung der vermieteten Räume herbeizuführen
Der Mieter, der die Berechtigung einer Kündigung anerkennt,

hat das Recht, eine Räumungsfrist zu beantragen. Ist der Ver-

mieter mit der Gewährung der Frist einverstanden, so ist der

Raumungsbefehlunter Zubilligung der Räumungsfrist zu erlassen.
Jst der Vermieter nicht einverstanden, so gilt der Antrag des Mieters
als Widerspruch gegen die Kündigung. Der Vermieter müßte nun-

mehr die Aufhebungsklage erheben. -

»

Die vorstehend dargestellte Regelung wurde von dem Reichsrat
abgelehnt Die Reichsregierung hat jedoch in dem dem Reichstag vor-

gelegten Entwurf die entsprechenden Bestimmungen beibehalten.
Der Entwurf bringt weiterhin eine Reihe neuer Schutzbestim-

mungen zugunsten des Mieters, und zwar für die Fälle, in denen
Von der obersten Tandesbehörde der Mieterschutz bereits für gewisse

rten von Räumen aufgehoben ist oder in Zukunft aufgehoben wird..
n Mietverträgenüber derartige Räume sind vielfach weitgehende
Orschriftenzuungunsten des Mieters getroffen worden. Derartige

Vereinbarungen sollen ungültig und auch in Zukunft nicht zu-
lässig sein. So soll das Recht des Mieters, gegen die Mietzinsforde.
rung des Vermieters mit etwaigen Gegenforderungen aufzurechnen,
nicht völlig ausgeschlossen werden dürfen. Um jedoch den Vermieter
vor Schwierigkeiten zu bewahren, sieht der Entwurf vor, daß die

Aufrechnung nur erfolgen darf, wenn der Mieter die Aufrechnungs-
absicht dem Vermieter mindestens einen Monat vor Fälligkeit des

Mietzinses in schriftlicher Form angezeigt hat. Eine sofortige
Kündigung ohne Einhaltung der im Vertrage vorgesehenen Kün-

digungsfrist soll nur in. besonders schwerwiegenden Fällen erfolgen
dürfen, nämlich dann, wenn der Mieter einen vertragswidrigen
Gebrauch des Mietraumes trotz Abmahnung fortsetzt, den Mietraum

unbefugt weitervermietet oder ihn durchs Vernachlässigung der dem
Mieter obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet, wegen erheblicher
Belästigung des Vermieters oder eines Hausangehörigen oder wenn

der Mieter mit zwei aufeinanderfolgenden Mietzinsraten ganz oder

teilweise im Rückstandbleibt. Wegen Mietrückstandsoll die fristlose
Kündigung nicht zulässig sein, wenn es sich nur um geringfügige
Rückstände handelt. Eine vertragliche Ausdehnung des fristlosen
Kündigungsrechts auf andere wenige wichtige Fälle, so z. B. auf
Verletzungen der Hausordnung, wird damit ausgeschlossen.

Eine Kündigung soll, auch wenn der Mietzins nach Monaten

bemessen ist, erst zum Ende eines Vierteljahres erklärt werden können.
Die Gewährung einer Räumungsfrist soll auf Antrag des Mieters

nicht nur, wie bisher, bei Wohnräumen, sondern auch bei gewerb-
lichen Räumen zulässig sein.

Der Entwurf bringt ferner einige Übergangsvorschriften für
die Fälle, in denen der Mieterschutz von der obersten Tandesbehörde
aufgehoben wird. Die Bestimmungen dienen zur Beseitigung recht-"
licher Zweifel, die sich in der Praxis ergeben haben. So kann in
einem Aufhebungsstreit, der bei Inkrafttreten einer derartigen An-

ordnung schwebt, ohne weiteres von der Aufhebungsklage zur Räu-

mungsklage übergegangenwerden. Ist in einem Urteil über gewerb-
liche Räume die stangsvollstreckung von der Sicherung von Ersatz-
räumen abhängig gemacht, so soll der Vermieter die Beseitigung dieser
Sicherung beantragen können, da eine Zuweisung derartiger Ersatz-
räume nicht mehr stattfindet.

Der Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Reichsmietengesetzes
sieht zunächstgleichfalls eine Verlängerung bis zum 1. Juli 1929 vor.

Maßgebend sind die bereits oben für die Verlängerung des Mieter-
schutzgesetzesangegebenen Gründe. Im übrigen bringt der Entwurf
zwei Übergangsbestimmungenfür die Fälle, in denen das Reichs-
mietengesetz in Zukunft für einzelne Arten von Räumen von der

obersten Landesbehörde aufgehoben wird. Hier haben sich in der

praxis Zweifel darüber ergeben, welche Miete zu zahlen ist. Der
Entwurf sieht vor, daß die bisherige Miete weiter zu zahlen ist.
Dies gilt jedoch nur, wenn die Parteien-nichts anderes vereinbaren.
Auch kann jeder Teil sich auf die Regelung des Mietvertrages
berufen. Ist die Vertragsmiete in papiermark festgesetzt, oder läßt
sie sich nicht mehr feststellen, so soll der angemessene Mietzins zu
zahlen sein, der von dem Gericht festzusetzen ist. In einer weiteren

Vorschrift erhalten die obersten Tandesbehörden das Recht, die Be-

stimmungen des § 6 RMG. auch für freigegebene Räume in Kraft
zu lassen. § 6 RMG. sieht ein Eingriffsrecht einer von der obersten
Landesbehörde bestimmten Stelle dann vor, wenn notwendige laufende
Jnstandsetzungsarbeiten nicht ausgeführt werden.

Die Beratungen der beiden Gesetzentwürfe im Wohnungsaus-
schußdes Reichstags sollen Mitte Oktober beginnen.

Siedlungsbauten in undum Berlin.
Von paul Westheim.

In Stuttgart ist man, wovon ausführlicher noch zu
sprechensein wird, eben dabei, ein außerordentlichwichtiges Experi-
ment·zur Wohnungsgestaltung durchzuführen. Auf eine Anregung
der Jungen Architekten innerhalb des Werkbundes entsteht eben eine
Von der Stadt Stuttgart aufgeführteWohnkolonie — die zunächst im
Tc1·Ufedes Sommers als Werkbund-Ausstellung »Die Wohnung« ge-
Zelgt werden wird. Hier hat man 17 in- und ausländischen Archi-
tekten: Mies, Taut, poelzig, Gropius, Häring, Mai-, Corbusier,
OUd u. a. die Gelegenheit gegeben, einmal in praktischer Durch-
lüFlVUngzu zeigen, wie sie sich ein heutiges Wohnhaus vorstellen.
EM außerordentlichglücklicherGedanke-, auf die Weise zu einer Art

StandardsTypzu gelangen. Vielleicht wäre es das Gegebene ge-
UPEseMlängst,noch vor Beginn der durch die Hauszinssteuer ermög-
llchtenSiedlungstätigkeitdieser Forderung der jungen, im »Ring«
vereinigten Architekten zu entsprechen und solch Experimentiergelände
zyr Erlangung des bestmöglichenHaus- und Wohntyps zur Ver-

ngUngzu stellen. So sind in zollen Teilen Deutschlands von allen

InOglIchenArchitekten viele tausend Wohnungen hergestellt worden;
Jeder einzelne Architekt hat auf seine Weise experimentieren und Er-
fahrungensammeln müssen. Hätte man von Anfang an durch die

besten, für den Kleinwohnungsbau beschäftigten Architekten den

zweckmäßigsten,wirtschaftlichsten und· auch formal einwandfrei ge-
lösten Typ suchen lassen, so wäre ohne Frage recht vieles vermieden
worden, was als unzureichendes Experiment gebaut worden ist und
nun — abgewohnt werden muß.« Das im ,,Bauwelt«-Verlag er-

schienene Werk von Schallenberger und Kraffert:
»Berliner Wohnungsbauten aus öffentlichen
Mitteln« — eine sozialpolitische bedeutsame Bilanz — enthält
mancherlei dieser Art, was im Vorwort übrigens auch nicht ver-

schwiegen wird. Es ist zu hoffen und wohl auch anzunehmen, daß
der neue Berliner Stadtbaurat, der ja Praktiker des Siedlungs-
wesens ist, der Errichtung von Massenwohnungen den Eifer zu-
wenden wird, den — vorbildlich —- Ernst Mass- der Leiter des

Siedlungswesens in Frankfurt a. M» betätigte. Es sei auch· bei

dieser Gelegenheit auf diese, wie uns scheinen will, auch für Berlin

vorbildliche Siedlungsarbeit hingewiesen, die sowohl format als

auch wirtschaftlich und bautechnisch von größter Bedeutung ist.
Erfreulich die große Zahl von Siedlungsbauten, die in den

letzten Jahren mit den Mitteln der Hauszinssteuer entstanden find.
Im ganzen sind 1926 in Groß-Berlin 15 ooo Wohnungen hergestellt
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worden, wenngleich diese Zahl ja, wie man weiß, noch weit hinter
dem Bedarf zurückbleibt.

Jst auch bei den heutigen Verhältnissen für die Wohnung der

Großstadtmassendas drei- oder vierstöckigeMiethaus zunächstnoch
das Unvermeidliche —- man hat berechnet, daß die Herstellung einer

cZweizimmerwohnung im Kleinhaus 20 bis 25 v. H. teurer ist —-

so ist doch eins. als Erfolg der WohnungsreformbeItrebungen schon
erreicht-: die eigentliche
Mietkaserne mit- Sei-
ten-und Hinterhäuserm
mit- jenen lichtlosen

Durchgangszimmern,
die als »Berliner Zim-
mer« eine traurige
Berühmtheit erlangt
haben, ist verschwun-
den. Die Wohnungs-
fürsorge darf die

Gelder nur dann ge-
ben, wenn gewisse

Mindestforderungen
Sievtuug in Frankfurt q.2u. erfüllt werden. Das

Mich-J SkapkballectE. May Wichtigste Und Erfreu-
lichste ist die Beseitigung jener Hinter- und Seitenhäuser. Die ein-

zelnen Blocks erhalten Randbebauung. Das freie Gelände im Jn-
nern wird als Gartenland, mitunter auch als Kinderspielplatz ge-
nutzt. Andere Forderungen sind Mindestmaße für die Zimmer-
größen, Normenmaße für Fenster und Türen, Einbaui eines Balkons
und einer Badestube auch in die kleinsten Wohnungen usw. Im
großen und ganzen etwas erweiterte Baupolizeibestimmungen. Auch
für die ästhetischeGestaltung solchen Baublocks wird ein gewisses Be-

ratungsrecht in Anspruch genommen. Aber es liegt in der Art

des Systems, das offensichtlich bemüht ist, seinen eigentlichen
Charakter: den der sozialisierten Wohnungsherstellungnicht geradezu

in die Erscheinung
’

treten zu lassen und
einen Anschein der

privaten Initiative zu
erwecken, daß man die

Individualität des ein-

zelnen Architekten weit-

gehend respektiert. Der

eigentliche Bauherr,
eben der, der hier Geld-

geber ist,verzichtet so auf
sein Uaturrecht, die Ge-

staltung zu bestimmen.
In welchem Maße

Siedlung in Britz b.Berlin eine kluge Baupolitik
Arch-- Brutto Wut zu einer wirklichen,

nicht nur redensartlichen Sachlichkeit, will sagen Wohnlichkeit und

Wohnzweckmäßigkeitgelangen könnte, zeigt der Block, den Mies

v an d er R o h e an der Afrikanischen Straße eben fertiggestellt hat.
Da ist nun einmal phrasenlos aus dem brauchbaren, dem für einen

gewissen Mietaufwand eben möglichen Grundriß heraus dis-

poniert und ist auf »Fassade« in jedem Sinne verzichtet worden.

Hier hat man in der Tat den Eindruck, daß es nicht mehr darauf
ankam, irgendwelche »Architektur« zu machen, sondern einen über- -

legt disponierten, brauchbaren Wohnapparat bereitzustellen. Und, wie

auch die Abbildung zeigt, die Wirkung solcher Zweckarchitektur
sams phrase ist ausgezeichnet

«

Auch das, was Taut
—- der eben über diese
Fragen des Siedlungss
hauses bei Klinkhardt
8r Biermann ein klu-

,ges, durch die Zu-
sammenstellung von

Beispielen und Gegen-
beispielen sehr instruk-
tives Buch: »Bauen«
hat erscheinen lassen —-

in Britz ba·uen konnte
und noch im Bau

hat, ist bemerkenswert.

Wobnhauogruvpe Yln Berlin Einige seiner Reihen-
Akch·: Otto Rudolf Salvisbekg häusek, die einen

ländlichen Charakter anstreben, zugleich aber Brandmauern zur
Schau stellen, als ob sie noch Mietkasernen alten Stils wären, lassen
zwar noch die städtebaulicheOrdnung vermissen. Auch sind, wenn

man in die Wohnungen hineingeht, die Grundrisse keineswegs gelöst.
Aber dann legt Taut eine große, großstädtischeStraßenzeile an, die

I

mit rhythmisch vorgesetzten Treppenhäusern den Eindruck einer-

riesigen Jndustriewerkstattmacht. Eine Disposition von eigener
architektonischer Wirkung. Zwar entspricht solch vorgefaßtes Form-
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ideal nicht dem von Taut neuerdings propagierten Rationalismus;
aber ich möchte hier den bauenden Architekten dem Theoretiker
Taut gegenüberin Schutz nehmen. Eben hat Taut im Anschluß
daran einen ausgedehnten Häuserblockfertiggestellt, der als Ganzes
die Form eines Hufeisens hat. Auf einer Rundform, die nach der

Straße zu sich öffnet, sind die Häuser angeordnet, die eine große
Gartenfläche umspannem Der Barock hatte eine Vorliebe für derlei

Bauideen; daß Taut
die Möglichkeit be-

nutzt, einer solchen
Kleinhaussiedlung ein-
mal im Sinne des
Barock einen großen
Zug abzugewinnen,

zeigt,welche Möglich-
eiten sich hier dem

denkenden Architekten
bieten. Nicht ganz so
straff, mit ihren Hori-
zontalstreifungen, mit

Zementbetonpfeilern »

,

die die Loggien mehr --

»schmückm«als tragen, Wobnhausgruppe in Berlin-Neukölln

ist die Anlage, die Taut « Arch« Paul Mehes

am S chillerp ark gebaut hat. Auch die Häusergruppe in Sank-

witz, die Gutkind gebaut hat, ist, bei aller rhythmischen
Geschlossenheit im ganzen nicht frei von äußerlicher Gewollt-

heit. Gutkind macht aus dem Treppenhaus ein auf monumentale

Wirkung stilisiertes Motiv, indem er es an die Ecke verlegt,
um mit Glaswänden Programm zu affichieren. Als Experiment
mögen die Einfamilienhäuser interessieren, die die Brüder

Luckhardt in D ahlem errichtet haben. Aus dem Wunsch her-
aus, Jedem einzelnen Haus die Sonnenlage zu sichern und zugleich
den einzelnen zu schützen vor der o nur u läti en Beoba tun

durch die Nachbarn,
st z s g ch g

sind die Hausfronten
nicht in einer Linie aus-

gerichtet worden. son-
dern jeweils um die
Breite des Balkons

vorgetreppt. Eine Idee,
die im Kern etwas

Richtiges hat, auch,
wie sich zeigt, eine

brauchbare Grund-

rißlösung ergibt, aller-

dings konsequent nur

da durchgeführt wer-

den kann, wo die

Straße schon auf die

richtige Sonnenlage hin orientiert ist. «

.

Der Architekt in Berlin, der das Siedlungsproblem in seinem
ganzen Ausmaß eben als städtebaulichesProblem erfaßt hat, der zu-
gleich die sehr seltene Begabung hat, praktischer Baumeister und im

eigentlichen Sinne Wohnungspraktiker zu sein, ist Otto Rudolf
S alvisberg. Seine vielen Siedlungen —- in Köpenick, in

Dahlem, in Wilmersdorf, in Schmargendorf — sind am wenigsten für
die Leute gemacht, die von außen her die Häuser betrachten, sondern
für die, die in ihnen wohnen. Jn der Einfamilienhausanlage am

Botanischen Garten in Dahlem wird der eigenartige Versuch ge-
macht, trotz der Serienherstellung dem einzelnen Haus den eigenen
Charakter zu be-

lassen. Eine Reaktion

gegen allzu schematische
Massenherstellung.

Was zur. Künstlichkeit

hätteführen
können,

t" hier aber dar-
bietet als ansprechendes
Beispiel einer lebendig
gebliebenen bürger-
lichen Wohnkultur.
Jn Schmargendorf
an der MisdroYer
Straße hat Salvtss

berg kürzlich einen Sternenthron- in Frankfurt wen

Mietghauzbsock ge- Arch.: Stabtbaurat E.Mat)

schaffen, der in seiner betonten Neutralität, in der Abgewogenheit
der Masse und Verhältnisse und mit seiner überlegten Grundriß-
bildung im eigentlichen Sinne repräsentativ wirkt.

Bewähtuer Praktiker des Siedlungswesens, der erste, der in

Arch.: Mieo van der Nobe

Berlin (fiir die Beamtenwohnvereine) genossenschaftlicheSiedlungen-
gebaut hat, ist schließlichP a u l M e b e s. Seine Siedlungen, die

er in Neukölln, S chlachtensee und Zehlendorf errichtet
hat, haben ihre eigene Art, die ganz die Art des Erbauers ist.
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Ausbau und Ausgaben derdeutschenTurn- und Sportverbände.
Von Geheimrat v. Priesdorff.

»Man lebt nicht, um Gymnastit zu treiben, sondern man

treibt Gymnastit, um zu leben.« Guts- Muth-

»
Täglich üben sich überall in deutschen Landen ungezählte

Mannerund Frauen, Jungen und Mädel, sei es bei Sport oder

SPISL sei es in freier Natur oder in der Turnhalle, sei es Winters
oder Sommers. Woher kam diese Bewegung, wer leitete sie, wohin
will sie?

«

Wer von uns Alteren hat in der Jugend Teibesübungenges
tFIeth wer war sich über ihren Wert und ihre Bedeutung für den

eInzelnen wie für die Gesamtheit unseres Volkes im klaren?

Gewiß-wir hatten wöchentlich wohl eine, vielleicht gar zwei Turn-

stunden, aber ihnen wurde nur untergeordneter Wert beigelegt. Hier
und da gab es auch einzelne, die Großes auf dem Gebiete des

Sports leisteten, aber die Masse stand verständnislos dem Problem
gegenüber. Auch an führendenStellen hatte man die Bedeutung
Nicht erfaßt, ja stand dem Ganzen zum Teil feindlich gegenüber.
Die »Deutsche Turnerschast« könnte viel erzählen, mit was für
Schwierigkeitensie vor dem Kriege zu kämpfen hatte. Ich- weiß aber
aus meiner Leutnantszeit, wie dankbar es bei der -«Rekruten-

einstellung empfunden wurde, wenn unter den Reueingestellten hie
und da einer war, der, körperlich weiter entwickelt, sofort auffiel.
Man brauchte kaum zu fragen: er hatte einem Turnverein angehört.
Die Turn- und Sportbewegung war von jeher die beste Vorschule
für die allgemeine Wehrpflicht. Heute, da uns diese durch das

Diktat von Versailles genommen ist, müssen die Turnsvund Sport-
vereine nach Möglichkeit deren Hauptaufgaben übernehmen: die

Durchbildungdes einzelnen Körpers,die Erzielung zur Gemeinschaft.
"

Wie sind nun die Verbände für Teibesübungen geworden, und

was wollen sie? Das deutsche Turnen wie es nach dem Zusammen-
Pkuchvon 1806 durch Fr. Tudwig Jahn volkstümlich wurde, sollte
M erster Linie zur Befreiung des Vaterlandes und zur Einigung
aller Deutschen führen. Jahns unmittelbare Schüler gründeten
bereits Turnvereine für Erwachsene, aber die durch Metternichs
Vemagogenversolgunghervorgerufene »Turnsperre« vernichtete
alles turnerische Leben, und erst in den vierziger Jahren des

19. Jahrhunderts konnte die Vereinsgründung wieder einsetzen.
Bereits 1841 traten die Turner aus Mainz, Frankfurt a. Main,
Hanau miteinander in Fühlung, 1844 der SchwäbischeBund, 1846
die 54 sächsischenVereine, 1847 die Rheinländer und Westfalen.
1848 kam es zur Gründung eines »Allgemeinen«"deutschen Turn-

verbandes«, der aber bald wieder zerfiel.
Die deutsche Kleinstaaterei verhinderte selbst 1860- beim

1. deutschen Turnfest, noch den feierlichen Zusammenschluß der

deutschenTurnvereine. Immerhin wurde diese durch die Wahl eines

gemeinsamen Ausschusses und durch Übereinstimmung in allen

wesentlichen Gedanken und Zielen sichergestellt. Schon 1863, bei der

5·0-Jahr-Feierder Schlacht bei Leipzig, beging man mit 20 000 Ver-

einen aus allen deutschen Gauen das Z. deutsche Turnfest.· Vier

Jahre später gab sich die Deutsche Turnerschaft in Weimar ihr
Grundgesetz.So. ist die Deutsche Turnerschaft der älteste deutsche
Teibesübungentreibende Verband, der in den ersten Jahren nach der

Einigung des deutschen Vaterlandes 1871 weiter großen Auf-
schwungnahm.

Dies Gründung der ersten deutschen Sportvereine fällt in die

Jahre 1875f1880, die des ersten deutschen Sportverbandes, des

DeUtschenRuder-Verbandes, in das Jahr 1883. 1884 folgte die

Gründungdes Deutschen Radsahrerverbandes, 1886 des Deutschen
Schwimm-Verbandes, 1898«der Deutschen Sportbehörde für Leicht-
Sthletilz 1900 des Deutschen Fußball-Bundes. Außerdem trennten

sich von der Deutschen Turnerschaft aus politischen Gründen der

Deutsche Turnerbund« und der »Arbeiter-Turn- und Sportverband«.
eU entstanden ferner die »Deutsche Iugend-Kraft«, die nur

kafhvlischeMitglieder aufnimmt, und der »Eichenkranz«,Verband für
Leibesübungender evangelischen Iungmännerverbände, der in diesem
Jahre vom 23.—27. Juni in Nürnberg seinen ersten Reichsturni
tclg abhie1t.

"

«

Es isti nicht der zweck dieses Aufsatzes, und es würde zu weit

htm, hier alle Verbände, die sich mit Teibesübungen befassen, auf-
zuzählen. Die wichtigsten sind genannt. Alle Sportverbände pflegten
Urspkünglichim allgemeinen nur ihre besondere Art von Leibes-

übungemsuchten darin ihre Anhängerzu möglichsterLeistungsfähig-
keit zu entwickeln und beanspruchten dagegen ein Vor- und Aufsichts-
kecht über alle, die auf ihrem Gebiet Wettkämpse veranstalteten.
Darüber kam es zum Streit zwischen Turnerschaft und Sport-

i

verbänden, der aber heute so gut wie beigelegt ist. So bedauerlich
dieser Kampf war, hat er doch in seinen Auswirkungen heute
Turnen und Sport erheblich nähergebracht.

Als weitere Folgedes zunehmenden Interesses an den Leibes-

übungen entstand vor dem Kriege »Der deutsche Reichsausschuß für
olympische Spiele«, der sich 1917 in den »DeutschenReichsausschuß
für Leibesübungen« umwandelte, von dem die Deutsche Turnerschaft
sich 1925f26 vorübergehend trennte, weil sie»sich nicht ihrer Be-

deutung entsprechend behandelt fühlte. Heute arbeiten Reichs-
ausschuß und Turnerschaft gemeinsam mit der Zentralkommission
für Sport- und Körperpflege an der Aufgabe, Reich und Länder,

Regierung und Volksvertretung für Förderung der Leibesübungen
zu gewinnen.

Der Reichstag, der sich über die Bedeutung der Teibesübungen
klar ist, besitzt einen Ausschuß für Teibesübungem dem außer Ab-

geordneten aller Parteien je zwei Vertreter des Deutschen Reichs-
ausschusses, der Zentralkommission für Sport- und Körperpflege und
der Deutschen Turnerschaft sowie ein Vertreter des Verbandes für
Iugendherbergen angehören. Dieser Ausschuß faßt Entschließungen
zu wichtigen Fragen wie Spielplatzgesetz, tägliche Turnstunde, be-

sichtigt Musteranlagen, wie das Sportforum in Charlottenburg oder
die Bundesschule des Arbeiter-Turn- und Sportbundes in Leipzig
und wirkt auf die Parteien ein, für die Hauptausgaben der großen
Turn- und Sportverbände angemessene Beihilfen in den Haushalt-
plan einzustellen.

Im Aufbau und in der Verwaltung ähneln sich alle Turn- und

Sportverbände. Was sie in der jugendlichen und älteren Bevöl-

kerung beiderlei Geschlechts für unendlich wertvolle Arbeit leisten,
zu der eigentlich Staat und Gemeinden verpflichtet wären, das wird
immer noch nicht genügend anerkannt. Ich kenne Männer, die

täglich schwer arbeiten müssen und trotzdem Abend für Abend, meist
2 bis Z Stunden, als Turn- oder Sportwart mit ihren Jungens und
Mädels im Winter in der Turnhalle, im Sommer auf dem grünen
Rasen üben und streben. Und das alles nur aus Hingabe für die
große Sache, ohne einen Pfennig Entschädigung. Was auf diesem
Gebiete in stiller, entsagungsvoller Arbeit im Interesse des Ganzen«
geleistet wird, das weiß nur der, der selbst in die kleinsten Vereine
Einblick getan hat.

Nicht darin, das Tausende zu einem großen Wettspiel eilen, das

sehr interessant sein mag, sondern hier in der Kleinarbeit liegt das

Große, das Gewaltigek das für das Volksganze Gewinn bringt.
Darin verdienen die Sport- und Turnverbände in weit höherem
Maße als bisher die Beihilfe und die Unterstützungaller staatlichen
und städtischenStellen. Möchte ihnen diese zu Teil werden. Die

Deutsche Hochschule für Leibesübungem gegründet 1920, die Bundes-

schule in Leipzig des Arbeiter-Turn- und Sportbundes sowie die

Turnschule der Deutschen Turnerschaft beim Sportforum in Char-
lottenburg geben dazu die nächstliegendeGelegenheit.

Gewaltig hat die Bewegung für Leibesübungen unser Volk in

allen seinen Gliedern und Ständen erfaßt. Niemand kann sich ihrer
Bedeutung und ihrem Wert heute mehr verschließen. »Ertüchtigung
des Einzelnen, Erziehung zur "Gemeinschaft«, das ist, was wir not-
wendig brauchen. — Aber, so gewaltig die Bewegung gerade jetzt
ist, gerade deshalb: wide-ant- consules«. Mit Absicht habe ich ein

altes Wort von Guths Muths, eines Vorgängers Jahns, der im

schönenSchnepfenthal im Thüringer Wald den ersten Schulturnplatz
in deutschen Landen einrichtete, an den Anfang dieser Ausführungen
gestellt: Mittel zum Zweck sind Turnen und Sport, nicht Selbstzweck.
Wir erleben heute oft auf dem Gebiete der Wettkämpse einen Tarn-
tam für die einzelnen »Kanonen«, daß wir ernstlich über diese
Dinge nachdenken müssen. In vortrefflicher Weise hat der Reichs-
außenminister Dr. Stresemann in einem- Reujahrsbrief an den

1. Vorsitzenden des Deutschen Reichsausschusses für Teibesübungem
Herrn Tewald, den Gefahren, die hier drohen, Ausdruck gegeben.

Die Führer aber, die mit selbstloser Hingabe im Dienste des

Ganzen arbeiten, mögen diese Gefahren bei Zeiten erkennen und die

Auswüchse beseitigen. Je mehr das gelingt, um so stärker wird
das Ganze wirken, und die Zahl derer wird zunehmen, die den

gesunden Kern begrüßen und fördern.
Mit besonderem Interesse las ich dieser Tage einen Vortrag,

den deruns allen bekannte Sportler Dr. Pelzer kürzlich in Cassel
gehalten hat und in dem er sich auch klar zu diesem Gedanken be-

kennt. Er sagte da u. a.: »Ist einer so weit, daß er andere

überragt-, dann steht vor ihm die größte Aufgabe: Führer zu
werden, für eine Gemeinschaft zu arbeitenl«

—- In der Tat, das

ist der Kern der ganzen Turn- und Sportbewegung: »Für die

Gemeinschaft aller Deutschen innen und außen zu arbeiten.«
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Max Liebe rmanIL VonPobertBreuen

Am 20. Juli wird Max Tiebermann achtzig Jahre alt sein; er

ist 1847 in Berlin geboren worden. Maler haben selten oder nie

das Glück so populär zu sein, wie etwa Musiker. Es gibt viel mehr
Menschen«die Neigung und sogar Verständnis für die Kunst des Tönens

haben, als solche, denen ein Bild äußerste Erregung der Sinne und

tiefste Befriedigung der Seele bedeutet. Noch geringer ist die Zahl
Derer, die( sich durch die

schlichteZeichnung, durch
ein einfaches Reben-
einander von Schwarz
und Weiß oder durch
die Radelbewegung auf
der Kupferplatte, die

Radierung, fesseln lassen.

Auch der Holzschnitt und

die Lithographie haben
nur einen Bruchteil der

Freunde, die sich in Be-

, geisterung zufammen-
.

-

«

finden, wenn das

J’
«’

Harz Orchester, unterstützt
V . ( Xb It «

vom weiblichen Sopran,
X

vom jugendlichen Tenor

i )- AS oder vom mannhaften
«

-

EXND Baß, die Gefühle auf-
.

«

regt. Die Musik wirkt
«- x

« «« , A

viel allgemeingültiger,
Ä X «

« «

als die bildende Kunst.
Bei der WahrnehmungMax Lieberniann, Der Vater

) bildender Kunst, selbst
bei der Auseinandersetzung mit der Architektur, handelt es sich zu-
meist um ein. Zwiegespräch; diese Musik ist weit mehr eine Ange-
·legenheit der Massen, sie wird zumeist vor einem größeren Kreis von

Zuhörern ausgeführt. So ist auch das Urteil über Musik mehr
kollektiv, als individuell. Der Musiker, ob Komponist, ob Dirigent,
hat eine Gemeinde; der Maler muß sich mit Freunden begnügen.
Immerhin kann es vorkommen, daß auch ein Maler, ein Bilder-

macher und Bildchenzeichner, von Vielen gleichermaßengeliebt wird

und beinahe so etwas wie ein "Volksgenosse, wie der Repräsentant
.

einer Generation wird. Man sagt: Dürer und meint die kleinbürgers
liche Welt der deutschen Städte, die sich aus den letzten Wallungen
des Mittelalters befreien und zur naturfreudigen und wirtschaftlich
regen Wirksamkeit gelangen. -Man sagt: Michelangelo und sofort
siehts man vor sich die glorreiche Gewalt und die Weltherrschaft des.

-Papsttums. Die geläufigen Begriffe: Gotik, Renaissance oder Barock
erwecken in uns- Vorstellungen, die an optisch wahrnehmbare Formen
gebunden sind, an den Spitzbogen, an die Säulenfolge, an den

schweifenden und rollenden Giebel. Nur ganz große Maler haben
in sich soviel Kraft, daß sie über die Jahrhunderte hin den Typus
einer Zeit, deren Sinn und Extrakt, deren Lebensart und innerstes
Wesen in einer spezifischen Gestaltung wirksam erhalten können.

Wobei immer noch zu beachten ist, daß (was übrigens auch dem

Musiker geschehen kann) ein Maler für Jahrzehnte und für Jahr-
hunderte in Vergessenheit eintauchen kann, um irgendwann wieder

geboren zu werden. -

»

Diese drei Zeichnungem die mit Genehmigung des Verlages Paul Cafslrer

veröffentlich werden. entstammen dem Werk: Eli as, Liebermann zu Hause

Rembrandt war für lange Zeit dem Erlebnis des mittleren

Europas entschwunden. Böcklin scheint gerade jetzt wiederkommen zu
wollen. Der Rhythmus solches Auf und Nieders ist geheimnisvoll,
wie das meiste im Ablauf der Geschichte. Schließlich gehört es zum

Schicksal aller Kunst, vorzüglich aber der Malerei, daß sie von den

Zeitgefährten nicht verstanden wird und nur vereinzelt Gläubige
findet» Was Ursache genug ist, um die Spötter, die so leicht über
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ein Bild lachen, oder eine Radierung für dummes Zeug halten, be-

scheidenzu machen; es kommt gar nicht selten vor, daß schon die
Kinder und Enkel schätzen,was die Väter nur komisch empfanden.
Der norwegische Maler Munch, der während dieses Sommers durch
eine Ansstellung, von der Berliner Nationalgalerie veranstaltet, einen

überwältigenden Erfolg hatte, mußte vor knapp 25 Jahren vor dem

Hohn der Berliner fliehen. Ähnliches hat Liebermann erlebt. Nicht
nur sein Bild, das den Jesusknaben im Tempel zeigt, machte das-

Publikum schütteln, auch«viele seiner ersten Landschaften, seine Dar-

stellungen von Bauern und Fischern, Dünengängern und Armen-

häuslernwurden mit selbstgewisser Sicherheit abgelehnt. Man fand
diese Dinge nicht ideal genug. Liebermanns Bilder zeigten weder
die Götter Griechenlands, noch irgendwelches sentimentale Geschehen;
es wurde darauf weder geliebt noch- gemordet. Das war langweilig.
Was gingen einen die Waisenmädchen an, die sittsam beieinander

saßenund· häkeltenz warum sollte man sich für einen einsamen Baum

interessieren oder für einige Quadratmeter welligen Grases oder für
ein Dutzend Sonnenflecken,die auf der Wiese lagen. Nur langsam
begriff eine Zeit, die durch falsche Gefühligkeit und Romantik gegen
den Eindruck des wirklichen Seins stumpf geworden war, die Größe
und die Jnnigkeit einer Kunst, die sich nach dem scheinbar ver-

gänglichenAugenblick, nach der Jmpression, nannte. Tiebermann
war nicht der einzige Jmpressionist, er- stand mitten in einer Schule,
er hatte Kolle- . .

gen, Vorläufer
und Rach-

Blgerzaberfiireutschland ist
er durch die un-

ermüdlicheAr-
beit von fünf
Jahrzehnten

der klassische
Meister, der

prophet und
der Sieger

einer Malerei

geworden, die

sich das Gesetz
der Gestaltung
vom Objekt
diktieren läßt,
und die, dem

GeisteGoethes
verwandt, ini

Anschauen der

Natur« der

Landschaft,des
Menschen«der

Bewegung
und des Lichtes
Erlebnisse von

letzter Klarheit und heftigsterIntensität vermittelt. Heute kann man bei-

nahe sagen, daß«eine ganze Generation mit den Augen Liebermanns

die Welt sieht. Die Hieroglyphe, die Max Tiebermanm wie er selbst
oft genug gesagt hat, aus der Natur herausreißen wollte, und die

anfangs als ein Gewirr von Flecken und Strichen, als Willkür

empfunden wurde, ist heute für jeden Empfindlichen lesbar geworden.
Durch eine Zeichnung oder ein Bild von Tiebermann erleben wir die

Natur, einen sonnigen Garten, einen schlafenden Mann, ein

spielendes Kind, eine mit Menschen vollgepfropfte Gasse, eine vom

Lärm brausende Straße, erleben all solches Sein und Geschehen in

unmittelbarer Heftigkeit und als eine Form gewordene Bestätigung
des optischen Reichtums unseres Alltags. Unsere Generation sieht
heute viel, woran sie vorgestern noch vorüberging; sie weiß, daß, um

künstlerischeEindrücke zu gewinnen, um die Sinfonie der Bewegung
und die Dramatik des Lichtes zu empfinden, man nicht in die Ferne
zu schweifen braucht, daß vielmehr die Landschaft, in die wir hinein-
geboren worden sind, auch die Tandschaft der Stadt, daß unsere
nächste Umgebung, die Runzeln im Gesicht des Vaters oder die Linie

einer schreitenden Straßengängerin überwältigenden Reichtum an

Eindrücken vermitteln können. So ist Max Tiebermann unserer
Gegenwart ein erfolgreicher Erzieher zum Sehen geworden und da-

mit ein Lehrer unseres inneren Reichtums und unseres Glücks.

« Jm Vollbringen solcher Leistungen war er zugleich (und das ist
kennzeichnend) ein Erfüller geschichtlicher Tradition, der Vollender

einer langen Entwicklungsreihe. Jn ihm kam das Werben um die

Wirklichkeit, dessen Pionier der alte Kupferstecher Chodowiecki ge-

wesen ist und das dann später von den preußischenMalern Franz
Krüger und Karl Steffeck mit Drill und Anmut betrieben wurde, das,

schließlich in Menzel genialisch explodierte, aber auch wieder ers

starrte — zur vollen und dauernden Blüte.

Max Liebermann, Die Mutter des Künstlers
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Hindenburgspendel
An die Gesamtheit des deutschen Volkes ergeht der Aufruf, dem

Reichspräsidentenv. Hindenburg zum 80. Geburtstage, der am

2;·Oktober d. J. gefeiert wird, eine umfangreiche Spende zur Ver-

fugung zu stellen, die Hindenburgspende. Der Reichspräsident soll so
Gelegenheit bekommen, den Kriegsbeschädigten und Kriegshinters
bliebenen, soweit sie sich in einer besonderen Notlage befinden, außer-
gewöhnliche Hilfsleistungen zu gewähren.

· .

Aus allen Kreisen der Bevölkerung waren bereits seit längerer
Zeit Anregungen gekommen, dem Herrn Reichspräsidenten zum Be-

gehen seines 80. Geburtstages eine besondere Ehrung zu erweisen.
Um diese vielfachen Ströme in ein gemeinsames Bett zu leiten,

Ipurde mit Zustimmung des Herrn Reichspräsidenteneine einheit-
IIche Organisation geschaffen. Mit Sicherheit darf erwartet

werden, daß nunmehr jeder, der des Herrn Reichspräsidenten zum
2. Oktober durch opferwillige Tat gedenken möchte, die Hindenburg-
spendefördern hilft.

Uber die Einzelheiten der Organisation wird alles Notwendige
durch die presse mitgeteilt werden.

Max Liebermann, Arbeitsmami

Mit Genehmigung des Berlages Paul Cassirer

Der spziqtpptitim Schutz des Mutter.
Von Dr. Gertrud Bäumer, M.d.R.

« Als-erstes der großen·Jndustrieländer hat Deutschland soeben
dke Ratifikation des sogenannten Wafhingtoner Abkommens über

dJe Arbeitsruhe der Schwangeren und Wöchnerinnen beschlossen und
km Gesetz zur Durchführung des Schutzes verabschiedet, zu dem wir

UFISdurch die Ratifikation verpflichten. Wir-dürfen stolz sein auf
diesen Fortschritt. Die Kultur der Nationen muß bemessen werden

Uqchdem, was ihnen Leben und Menschentum gilt, und die Nation
erd am höchsten stehen, die es am mutigsten wagt, wirtschaftliche
Bedenken und Produktionsrücksichten zurückzustellenhinter dem kost-
barsten, was sie besitzt: dem reden selbst. Jsm heutigen Arbeits-
betrieb ist in unübersehbarem Maße Saatkorn vermahlen worden,
Und erst allmählich wird man auf die nicht wieder gutzumachende
Vergeudungaufmerksam, die das bedeutet. Der Einhalt, der dieser
Vergeudunggeboten werden muß, hat zu beginnen bei der Schonung
der mütterlichen Kraft.

’

ZM ZeitgefchichieST-

Das Gesetz, das am 7. Juli beschlossen wurde, bringt gegen-
über dem gegenwärtigen Stand einen anerkennenswerten Fortschritt.
Arbeitsruhe vor der Entbindung wird nicht obligatorisch gemacht,
aber ganz in das Erm essen der Frau gestellt. Wenn sie sich dem

gewachsen fühlt, kann sie bis zur Niederkunft ihre Arbeit behalten.
Wenn nicht, kann sie diese Arbeit innerhalb des Zeitraums von

sechs Wochen vor ihrer voraussichtlichen Entbindung niederlegen.
Nach der Geburt darf sie sechs Wochen nicht arbeiten; sie
kann, wenn sie nach diesen sechs Wochen infolge des Wochenbetts
nach ärztlichemZeugnis noch nicht wieder arbeitsfähig ist, für weitere

sechs Wochen die Arbeit verweigern. Während dieser sechs Wochen
vor und nach der Niederkunft darf ihr nicht gekündigt werden — eine

sehr wichtige Bestimmung, die sie von der Angst um den Verlust
ihrer Stelle befreit. Das Gesetz bezieht über die gegenw ärtige
Gültigkeit des sozialpolitischen Mutterschutzes hinaus die Handels-
angestellten und die gewerblichen Kleinbetriebe unter zehn Arbeits-

kräften ein — ein sehr bemerkenswerter Fortschritt.
Die Frage nach der obligatorischen Arbeitsruhe der Schwangeren

und Wöchnerinnen ist in internationalen Frauenkreisen sehr lebhaft
erörtert und umstritten worden. Es gibt Länder, in denen sich die

Frauen selbst gegen Arbeiterinnenschutzgesetze entschieden wehren —

allerdings sind »diese Kämpferinnen gegen den Frauenschutz nicht
immer diejenigen Frauen, die den Schutz oder den ungeschützten
Zustand am eigenen Leibe erfahren, sondern bürgerliche Frauen-
rechtlerinnen, die ihn vom Standpunkt einer dogmatischen ,,Gleich-
berechtigung« aus bekämpfen. Jn Deutschland gibt es diese Art

Theoretikerinnen auf Kosten anderer nur sehr vereinzelt. Die

deutschen Frauen haben gerade in den letzten Jahrenan allen inter-
nationalen Schauplätzen einen sehr entschiedenen Kampf für das

Washington-Abkommen geführt. Für uns in Deutschland liegt die

Frage sehr klar. -

» Landwirtschaft und gewerbliche Nebenbetriebe der Landwirt-

schaft sind ebenso wie die Hauswirtschaft in dem Gesetz aus-

genommen. Jedoch hat der Reichsarbeitsminister die Regelung der

landwirtschaftlichen Frauenarbeit im weiteren Rahmen der Arbeits-

schutzgeseizgebungzugesagt. Das ist deshalb zu begrüßen, weil tat-

sächlichder Mutterschutz auf dem Lande heute eine der dringendsten
sozialhygienischen Aufgaben ist. Die Fortschritte der Gesundheits-
fürsorge äußern sich in einem starken und erfreulichen Absinken der

Säuglingssterblichkeit in den Städten. Dahinter bleibt das Land in
immer größer werdender Spannung zurück. Medizinalrat
S e,iffert- München hat das im Maiheft des Organs für soziale
Hygiene für Bayern beleuchtet. Er hält eine genauere Untersuchung
der Ursachen für notwendig, deutet aber bereits an, daß ungeeignete
Arbeit der Schwangeren und zu früher Arbeitsbeginn der Wöchnerin
vermutlich zu den Hauptursachen gehören. Überanstrengung der

Schwangeren als Veranlassung zu Früh- und Totgeburten und

Säuglingssterblichkeit, weil die Frau zu früh mit dem Stillen ent-
weder aufhört wegen dessen Unvereinbarkeit mit der Arbeit oder auf-
hören muß, weil sie durch Überanstrengungdazu unfähig wird. Die

Tatsache, daß in Bayern auf dem Lande die Kindersterblichkeit nach
dem l. und bis zum Zo. Tage rasch und auffallend ansteigt, zeigt
deutlich diesen Einfluß. Es kommen — im Gegensatz zur Stadt —

mehr an sich lebensfähige Kinder zur Welt, aber sie gehen an

unrichtiger Ernährung und Vernachlässigung zugrunde. Sechs Wochen
Arbeitsruhe der Mutter —- und sie wären wahrscheinlich zu retten.

· Liebermaun, Hunde
Mit Genehmigung des Verlages Paul Cassircr
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Die Arbeitsgerichte in Tätigkeit.
Auf dem Wege zur Schaffung eines einheitlichen Arbeits-

rechtes, das in Artikel 157, Absatz 2, der Weimarer Verfassung ver-
·

sprochen wurde (»Das Reich schafft ein einheitliches Arbeitsrecht«)-
bedeutet die Errichtung von Arbeitsgerichten eine wichtige Etappe.
Sie haben am l. Juli dieses Jahres ihre Tätigkeit aufgenommen.
Damit ist einer immer fühlbarer werdenden Zersplitterung auf dem

Gebiete der Arbeitsrechtsprechung ein Ende bereitet worden. An

die Stelle der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte, der Amts· und

Max Liebermann, Bildnis Wilhelm von Bode

Mit Genehmigung des Berlages Paul Cassirer

Landgerichte in Arbeitsstreitigkeiten, der Jnnungsschiedsgerichte
und arbeitsgerichtlichen Kammern der Schlichtungsausschüssesind
nunmehr in klarem dreifachen Jnstanzenaufbau die Arbeitsgerichts-
behörden, A"rbeitsgerichte, Tandesarbeitsgerichte und das Reichs-
arbeitsgericht getreten. Jhre Zuständigkeit erstreckt sich nahezu auf
alle dem Arbeitsleben entspringenden Rechtsstreitigkeiten.. Das

Arbeitsgerichtsgesetz räumt den wirtschaftlichen Vereinigungen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer und der der Bedeutung dieser Organi-
sationen entsprechenden Arbeitsvertragsform, dem Tarifv er-

trag , in der Rechtsprechung der Arbeitsgerichte einen bedeutenden
Einfluß ein, indem es die Organisationen verpflichtet, die Beisitzer
der Arbeitsgerichte und durch diese die Beisitzerausschüsfezu stellen.
Auch räumt es den Organisationen ein vbevorzugtes Prozeß-
vertretungsrecht ein, indem es die Arbeitsgerichtsbehörden anweist,
sie in allen organisatorischen Angelegenheiten zu hören und. dem
Tarifvertrag Einfluß auf die Regelung der örtlichenZuständigkeit
verschafft und ihm nahezu das Monopol der Schiedsgerichtsbarkeit
gibt. Schließlich unterstellt es das Gesamtbereich kollektivrechtlicher
Vertragsstreitigkeiten und Delikte der Zuständigkeit der Arbeits-
gerichte. Zugleich sind die. Arbeitsgerichte in enger Verbindungmit

den ordentlichen Gerichten gebraucht worden, deren Richterpersonal
— von seltenen Ausnahmen abgesehen —- die Vorsitzenden der

Arbeitsgerichte stellt. · ·

reich der kommunalen Rechtsprechung herausgerückt und in die·all-

gemeine staatliche Justiz eingegliedert worden, an deren Schicksal
sie in gegenseitiger Wechselwirkung künftig Anteil haben.
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«renten« —- nunmehr endgültig beschlossen.

Damit sind die Arbeitsgerichte aus dem Be-
.

An der Schwelle der Arbeitsrechtsprechung stand der Einzel-
arbeitsvertrag, der die Aufgabe der Gewerbegerichte war«

J·n der Begründung des Gewerbegerichtsgesetzes von 1890 sollten
diese Gerichte »durch eine auf Sachkunde beruhende unparteiische
Rechtsprechung das Vertrauen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
gewinnen«. Die gleichen Tendenzen lagen dem Kaufmannsgerichtss
gesetz von 1904 zugrunde. An der Schwelle des Arbeitsgerichtss
gesetzes steht nunmehr der staatlich. geschützteund geförderte Ta r i f -

vertrag als die Grundlage der weitaus größten Zahl aller

Einzelarbeitsverträge. Das Gewerbegerichtsgesetz und das Kauf-
mannsgerichtsgesetz kannten noch keine wirtschaftlichen Ver-

einigungen als Teilhaber an der gerichtlichen Organisation, keine
Verbands- oder Tarifstreitigkeiten als -Zuständigkeitsbereich der

Sondergerichte. Sie kannten nur Vertragsstreitigkeiten zwischen dem

Arbeitgeber und seinem Arbeitnehmer. Jm Arbeitsgerichtsgesetz da-

gegen tritt der einzelne Arbeitnehmer und Arbeitgeber in- seiner
Vertragsbeziehung an Bedeutung zurück. Jm Vordergrunde steht
die kollektive Regelung des Arbeitsvertragsverhältnisses. In dieser
Gegenüberstellung kommt die Tendenz von mehr als drei Jahrzehnten
deutscher Wirtschaftsentwicklung klar zum Ausdruck: die Über-

tragung sozialer Funktionen von dem einzelnen auf eine Gemein-

schaft, auf die Gewerkschaft hier,'«dem Arbeitgeberverband dort.

Die Arbeitsgerichte werden in gleicher Weise Hüter des Kollektiv-

arbeitsrechtsl sein, wie die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte Hüter
des Einzelarbeitsvertrages waren.

'

Das neue Aufwertnngsgesetz.
Der Reichstag hat soeben die langerwartete Aufwertungss

novelle —- das »Gesetz über die Verzinsung aufgewerteter Hypo-
theken und ihre Umwandlung in Grundschulden sowie über Vorzugs-

Von den zahlreichen
Wünschen der Praxis konnte nur ein Teil berücksichtigtwerden. Jm
einzelnen handelt es sich um folgende Punkte-

1. Hypothekenzinsen: Nach § 28 Abs. 2 des Auf-
wertungsgesetzes beginnt die Verzinsung einer kraft Rückwirkung
wieder eingetragenen Aufwertungshypothek mit dem nächsten
Quartalsersten. Danach- war der Beginn des Zinslaufes von mehr
oder weniger großen Zusälligkeiten abhängig. Dem hilft die Novelle
dadurch ab, daß sie ein für allemal den Zinslauf spätestens
mit dem 1. April 1926 beginnen läßt. Zinsen, die für einen

früheren Zeitraum gezahlt sind, können aber nicht zurückgefordert
werden, und Zinsen, die- daraufhin noch nachzuzahlen sind, sind bei

den beiden nächstenZinsterminen je zur Hälfte nachzuholen. Aus

einer Versäumnis der rechtzeitigen Zahlung kann aber bis zum
l. April 1927 eine sofortige Fälligkeit des Kapitals nicht hergeleitet
werden.

2. Aufwsertungsgrundschuld statt Aufmer-
tusngshypothek Nach § 4 des Aufwertungsgesetzes solgt die

dingliche Hypothek der ihr zugrunde liegenden persönlichen Forderung.
Das hat zu großen Mißhelligkeiten namentlich dann geführt, wenn

persönlicher Schuldner und dinglicher Eigentümer zwei verschiedene

Liebermann, Jäger »

Mit Genehmigung des Verlag-es Paul Cassirer
.
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Personen waren und wenn jetzt der persönliche Schuldner Er-

Maßigungdes Aufwertungssatzes von 25 v.H. auf Grund- des

Harteparagraphen erwirkte. Dann senkte sich automatisch auch die

Hypothekdes dinglichen Schuldners, d.h. des Eigentümers, obwohl
dieser vielleicht ein vermögender Mann war, der auf Billigkeits-
erlaß keinerlei Anspruchs hatte.

· Das hat sogar so weit geführt, daß
verschiedentlich persönliche Schuldner aus der Stellung oder Unter-

lassUngderartiger Härteanträge ein Geschäft zu machenI versuchten.
Dem tritt jetzt die Novelle erfreulicherweise entgegen, indem sie
die dingliche Schuld von der persönlich-enSchuld trennt und dem

Gläubiger in derartigen Fällen die Möglichkeit gibt, seine Hypothek
Ohne Rücksichtauf die persönlicheSchuld in eine Grundschuld um-

zuwandeln. Die Grundschuld unterscheidet sich bekanntlich von der

Hlpothek gerade dadurch, daß sie ohne Rücksichtauf eine persönliche
Schuld eine rein dingliche Last darstellt. Die Anträge auf Um-

Wandlung der Hypothek in eine Grundschuld —- und zwar in eine

Grundschuld, bei der der Aufwertungsbetrag nicht verkürzt wird,
selbst wenn die persönliche Forderung eine Herabsetzung erfahren
sollte —, können auch nicht nachträglich gestellt werden. Wenn
Eber inzwischen für gutgläubige Dritte Rechte im Grundbuch ein-

getragen worden sind, so sollen diese durch die nachträgliche Er-

dohung der früheren Aufwertungshypothek und jetzigen Auf-
wertungsgrundschuld nicht leiden, vielmehr tritt dann eine ent-

sprechendeZusatzgrundschuld an die erste im Rang bereite Stelle im

Grundbuch Wenn übrigens der persönliche Schuldner dem Eigen-
tumer gegenüber zur Beseitigung der Aufwertungshypothek ver-

pflichtet war, so gilt das auch für die Grundsatqu Mit Eintragung
der Grundschuld erlischt die persönliche Forderung in Höhe des

etngetragenen Aufwertungsbetrages.
·

Z. Guster Glauben. Nach § 20 des Aufwertungsgesetzes
war der gutgläubige Erwerber von Grundstücken gegenüber Auf-
wertungsansprüchen gesichert. Der gute Glaube lag nach der

herrschenden Ansicht auch- dann vor, wenn der Erwerber zwar ge-
wußt hatte, daß eine Hypothek auf dem Grundstück lastete, wenn

er aber das Grundstück frei von Hypotheken erworben hatte, und

zwar auch dann, wenn er etwa erst vom Verkäufer die Löschungs-
bewilligung erhalten oder selbst die Hypothek abgelöst hatte. Diese
Bestimmung wird jetzt durch die Novelle eingeschränkt. Wenn

nämlich der Erwerber eines Grundstückes dieses- zwar ohne Be-

lastung erworben hatte, wenn aber die Hypothekengrundschuld,
Rentenschuld oder Reallast erst vom Erwerber selbst oder für seine
Rechnung abgelöst wurde, so- kann er sich gegenüber dem Antrag
aUf Wiedereintragung der Aufwertungshypothek nicht darauf be-

sten- daß im Zeitpunkt des Erwerbes die Hypothek bereits ge-
lHscht war oder eine Löschungsbewilligungoder löschungsfähige
Ouittung vorlag.

,

4. Restkaufgelder. Nach § 10 Abs. l Ziffer 5 und Abs. Z

unterliegen RestkaufgeldiHypotheken bekanntlich- einer besonderen
Aufwertung, die über den Normalsatz von 25 v.H. hinausgeht. Für
Restkaufgeld-Hypotheken,die zwischen dem 1. Januar 1912 und dem

l. Januar 1922 begründet worden waren, war jedochder Höchst-
satz der Aufwertung- auf 100 v.H. beschränkt. Diesen Höchstsatz
tiebt die Novelle für diejenigen RestkaufgeldsHypotheken,die im

I»Ckire1921 begründet worden sind, auf und rückt die Höchstgrenze
fUr die Zeit vom l. Januar bis Zo. September 1921 auf 400 v.H.
Und für die Zeit vom l. Oktober bis 51. Dezember 1921 sogar auf
600 v.H. Der Antrag auf Erhöhung kann aber nur bis zum
l—Okto b er 1927 bei der Aufwertungsstelle gestellt werden.

s. Frist v ers äu mnisse. Die Aufwertung von Vorbehalts-
oder Rückwirkungshypotheken fand nach § 16 des Aufwertungs-
Sesetzes nur statt, wenn der Gläubiger seinen Anspruch auf Auf-
Wertung bis zum l. Januar 1926 bei der Aufwertungsstelle an-

meldete. Diese Anmeldung betraf die normale Aufwertung von

25 v.H. Verlangte aber der Gläubiger in dem besonderen Falle
VPS§ lo, wie z.B.« bei Restkaufgeldern, ersten Hypotheken u. dgl.,
eMe höhere Aufwertung als 25 v.H., so mußte er diese Anmeldung
gemäß§ 12 bis zum l. April 1926 vornehmen. Diese Fristen sind
ltZiederholtohne Verschulden des Gläubigers verstrichen, und es lag
eMe große Härte darin, daß eine Wiedereinsetzung in den- vorigen
Stand im Gesetz nicht vorgesehen war. Dem hilft die Aufwertungs-
nZwelleab. Weist der Gläubiger nach- daß er ohne sein Verschulden
die Anmeldung nicht fristgemäß vorgenommen hat, so muß die Auf-
Wsktungsstelle ihm Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ge-
Wfchrem Die Nachholung der Anmeldung muß aber s p ätestens
bis zum 1. Okto ber 1927 bei der Aufwertungsstelle geschehen,
Und wenn der Gläubiger nicht nur den normalen Satz von 25 v.H.,
sondern gemäß § 12 einen höheren Satz glaubt verlangen zu« können,
so kann er auch- diese Anmeldung noch nachholen, und zwar inner-

cislb eines Monats nach Eintritt der Rechtskraft des Wieder-

emsetzungsbeschlussesder A"ufwertungsstelle.
«6.Vergleiche, Urteile. Jn vielen Fällen werden die

Beteiligten über die durch die Novelle neugeregelten Gegenstände
sich verglichen haben, oder es werden auf Grund der bisherigen
RechtslageUrteile ergangen sein, so z.B. über die Höhe von Rest-
kCUfgeldernaus dem Jahre 1921. Da siiun nachi § 67 des Auf-
Wertungsgesetzes der Rückwirkungszeitraum für Vergleiche und

— militärisches Zusammengehen Hankaus,

i

Ultimatum

Urteile zeitlich beschränkt ist, so hat die Aufwertungsnovelle die

Wiederaufrollung von Vergleichen und Urteilen aus der Zeit nach
dem Erlaß des Aufwertungsgesetzes, d.h. aus der Zeit nach dem

14. Juli 1925, zugelassen. Die Vergleiche dürfen aber lediglich auf
die in der Novelle neugeregelten Punkte sich erstreckt haben.

7. Vorzugsrenten. Auf dem Gebiete des Anleihe-
ablösungsgesetzeswerden die Altbesitzer von Reichsanleihen durch
die Aufwertungsnovelle insofern- günstiger als bisher gestellt, als

die Vorzugsrente schon bei einem Jahreseinkommen von nicht mehr
als 800 M. gegen bisher 1000 M. zugesprochen werden soll.

8. Durchführungsbestimmungen. Die Reichs-
regierung wird ermächtigt,

Durchsührungsbestimmungen
nicht nur

zur Aufwertungsnovelle zu erlas en, sondern sie kann mit Zu-
stimmung des Reichsrates und des Aufwertungsausschusses des

Reichstages auch ganz allgemein Rechtsverordnungen und Ver-

waltungsvorschriften erlassen, soweit es sich dabei um einen der drei

.nachstehenden Fälle handelt:
a) Vereinfachung der Aufwertung,
b) Beschleunigung der Aufwertung,
c) Verhütung unvorhergesehener Härten.
Inwieweit die Reichsregierung von dieser weitgehenden Voll-

macht Gebraugh machen wird, steht im Augenblick noch dahin.

Rechtsanwalt Dr. F r i tz K o p p e.

Lieber-nimm Illustration zu Goethe, Die Novelle

Verlag von Bruno Cassirer, Berlin

Die Lage in China.
Jn China ziehen zur Zeit vier Machtgruppen die Aufmerksam-

keit auf sich: Die Hankau-Regierung setzt sichs in der Hauptsache
aus linksgerichteten KuomintangsMitgliedern zusammen; auch
gehören ihr einige Kommunisten an. Als Ratgeber üben mehrere
Sowjetrussen einen bedeutenden Einfluß aus. Jnfolge der Radi-

kalisierung der Hankau-Regierung hat sich Chang Kaisshek im April
von ihr losgesagt und in Nanking eine Regierung aus rechts-
gerichteten KuomintangsMitgliedern gebildet.
Nordgenerale, deren wichtigster Chang Tsoslin ist, ist noch Feng
yushsiang zu erwähnen. Nach der Spaltung innerhalb der natio-

nalen Bewegung hatten die Nordgenerale Anfang Mai einige
militärische Erfolge zu verzeichnen. Dies hatte, obgleich Hankau
und Nanking auf politischem Gebiete keine Einigung erzielten, ein

Nankings und Feng
yushsiangs zurFolge Die Nordgenerale wurden zurückgeschlagen,
so daß sie außer der Mandschurei nur noch die Provinzen Chili und

Shantung beherrschen; doch auch ihre dortige Stellung ist bedroht.
Gleich nach dem siegreichen Vormarsch fiel die gemeinsame Front
wieder auseinander. Feng Vushsiang traf mit der Nanking-
Regierung eine Vereinbarung zu einem gemeinsamen Vorgehen gegen
die Nordgenerale und gegen Hankau. Die Hankau-Regierung
wurde in der zweiten Junihälfte ein Ultimatum übersandt, in dem

die Ausweisung der sowjetrussischen Ratgeber, die Auflösung ver-

schiedener radikaler Verbände und der Übertritt einiger gemäßigter
Mitglieder der Hankau-Regierung in die Nanking-Regierung ge-

fordert wurde. Anscheinend wird die Hankau-Regierung auf dies

eingehen,. wenigstens liegen Nachrichten vor, daß
Borodin und Genossen China verlassen und daß die radikalen Ver-
bände »in Hankau aufgelöst werden. Auf jeden Fall ist die Tage
Hankaus sehr schwierig, da auch innerhalb der Regierung starke
Gegensätze herrschen. Für England bedeutet die Niederlage
Hankaus einen großen politischen Erfolg, während Sowjetrußland
wenigstens vorläufig den Einfluß auf die nationale Bewegung
verliert. Seit der Bildung des Kabinetts Tanaka haben sich die
japanischschinesischenBeziehungen verschlechtert Jn Shanghai und

andern Küstenplätzen greift der gegen Japan gerichtete Boykott
immer weiter um sich. Ob die in japanischen und englischen
Zeitungen in letzter Zeit besprochene Allianz zwischen England und

Japan zustande kommt,- läßt sich zur Zeit nicht übersehen. Die
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japanische Presse scheint einer solchen Allianz nicht sehr freundlich
gegenüberzustehenund warnt die Regierung vor einer gegen SowJet-
rußland gerichteten Front.

Die politischen Pressegesetzd
Alsbald nach dem Staatsstreich Pilsudskis vom Mai v.J. hat

sichsdie auf Grund dieses Staatsstreichs ins Amt gekommene polnische
Regierung durch Gesetz vom 2. August 1926 außerordentliche Voll-

machten geben lassen. Zu diesen Vollmachten gehört u. a. das Recht
der Regierung, im Verordnungswege Gesetze zu erlassen, soweit die

Verfassung dadurch nicht geändert wird. Doch darf dieses Recht nur

ausgeübt werden, wenn das Parlament nicht tagt, und auf dem Ver-

ordnungswege erlassene Gesetze verlieren ihre Rechtskraft, wenn sie
von dem Parlament nach dessen Wiederzusammentritt ,

nicht ge-

billigt werden.
«

Auf Grund dieser außerordentlichenVollmachten hat die

jpolnischeRegierung bereits im: November v.J. ein Pressegesetz erla sen, das

in der polnischen Diskussion den bezeichnenden Namen ,,Maulkorb-
gesetz«erhielt. Dieses Gesetz wurde aber von dem polnischen SeIm
verworfen und trat daher mit Ende d.«J. wieder außer Kraft. »Die
polnische Regierung hat daraufhin neue Pressedekrete vorbereitet,
aber mit ihrer Veröffentlichung bis zu der Pause in den Sejm-
Beratungen gewartet, die nach der Frühsjahrstagung eintrat. Jm
polnischen Gesetzblatt vom 24. Mai sind diese Dekrete dann veröffent-
licht worden. Seit dem 8. Juni sind sie in Kraft.

Es handelt sich um zwei Verordnungen. Eine, die als Presse-
gesetz bezeichnet werden kann, und eine zweite, die Strafbestimmungen
über die Verbreitung unwahrer Nachrichten und über Beleidigungen
enthält.

« Diese zweite Verordnung ist insofern eine Ergänzung des Presse-
gesetzes, als sie die Verbreitung unwahrer Nachrichten auch verfolgt,
wenn sie durch Druck begangen sind. Die Rigorosität dieser Verord-

nung geht allein aus den ersten beiden Absätzen des» Artikels 1 hervor,
die folgendermaßen lauten:

’

»Wer wissentlich eine unwahre oder entstellte Nachricht ver-

breitet, die dem Staat Schaden zufügen oder öffentliche Unruhe
stiften kann, wird, auch wenn die Meldung als Gerücht verbreitet

wird, mit Haft bis zu drei Monaten und mit einer Geldstrafe bis

zu 500 Zloty oder einer dieser Strafen bestraft.
Wird die oben angegebene Tat in einer öffentlichen Rede oder

durch Druck begangen, so wird der Schuldige mit Haft bis zu« sechs
Monaten und mit Geldstrafe bis zu 1000 Zloty oder mit einer

dieser Strafen belegt.«
-

Auch das eigentliche Pressegesetz bedeutet eine außerordentliche
Gefährdung der Pressefreiheit. Es sind nicht nur die Bestimmungen
über die Höhe der möglichen Bestrafungen und über die Haftung bei

Pressevergehen außerordentlich hart, sondern es ist auch die Mög-
lichkeit gegeben, eine Zeitung oder Zeitschrift für längere Dauer

zu verbieten; was in der Praxis die gänzlicheUnterdrückung bedeutet.

Diese Bestimmung enthält der nachstehend wiedergegebene
Artikel 44 des Gesetzes:

»Im Falle der Verurteilung wegen eines Verbrechens oder

Vergehens, das in dem Inhalte einer Druckschrift begangen wurde,
kann das Gericht in besonders wichtigen Fällen oder bei Fest-
stellung niedriger Beweggründe die Einstellung der Zeitschrift für
eine Zeit von nicht mehr als Z Jahren aussprechen.«

In der polnischen Presse selbst wird diese neuerliche Presse-
gesetzgebung auf dem Verordnungswege entschieden verurteilt. Sie
ist jedenfalls nicht geeignet, im Ausland den Eindruck zu erwecken,
daß Polen sich nach dem neuesten Schlagwort der polnischen Aus-
landspropaganda »auf dem Wege der inneren Konsolidierung«
befindet.

Musik im Leben« der Völker.
Die Frankfurter Jnternationale Musikausstellung.

Als erste internationale Ansstellung, die seit Kriegsausbruch-
auf deutschem Boden stattfindet, ist in Frankfurt a. M. die Aus-

stellung »Musik im Leben der Völker« er-

öffnet worden. Es mag als ein eigen-
artiger Gedanke erscheinen, Musik, der

sich unser Ohr öffnet, in einer dem

Auge zugewandten Ausstellung anschaulich
machen zu wollen. Alte und neue Jn-
ftrumente, Künstlerautogramme, kultur-

hiftorische Kuriosa sind ja keine »Musik«,
sondern Historie. Wenn der Versuchs den-

noch geglückt ist, dann liegt das einmal
daran, daß die Aussteller den spröden
Stoff in seiner Anordnung in- einem

,Maße lebendig gemacht haben, wie das

bisher kaum in einer großen Ausstellung
geschehen . ist. Auf verhältnismäßig
kleinem, jedenfalls aber gut geordnetem
«und darum überschaubarem Raum ist
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Lieb-krumm Illustr. zu Goethe, Der Mann von 50 Jahren
Verlag Bruno Caffirer,s Berlin

ohne Belastung durch Überflüssigkeiten das Beste und Ge-

diegenste, was überhaupt in ganz Europa aus der klingenden
Welt der Musik sich gegenständlich niedergeschlagen hat, mit so
überzeugendem Geschmack dargestellt, daß der Liebhaber, der ein-

mal davon gekostet hat, sich von den Ausstellungshallen nicht mehr
trennen mag. Der eigentliche Grund aber, weshalb von der Aus-

stellung eine lebendige Lockung ausgeht, der sich auch der kritisch
Gestimmte nicht entziehen kann, liegt in ihrer Verbindung mit dem

,,Sommer der Musik«: Was sich in der Ausstellung in den Raum

projiziert, läuft im ,,Sommer der Musik« in der eigentlich musi-
kalischen Dimension, in der Zeit ab.

OFL
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Liebermann, Illustration zu Goethe, Die Novelle

Verlag Bruno Casslrer

Es ist ein offenes Geheimnis, daß heutzutage zuviel musiziert
wird, daß

«

einem-bedauerlichen Schwund der Hausmusik eine

lästige Hypertrophie des öffentlichen Musikbetriebes gegenüber-
steht. Man hat deshalb dem ,,Sommer der Musik«, der ein

Vierteljahr lang Veranstaltung an Veranstaltung reiht, mit

berechtigten Besorgnissen entgegengesehen. Aber was schon Ver-

anstaltungen wie das StravinskysFest und das Reger-Fest erwiesen,
wird auch im ,,Sommer der Musik« wieder offenbar: was

uns als regellose Häufung der üblichen Saisonveranstaltungen
zum Überdruß wird, beweist sich als gut und notwendig, wenn es

in sinnvoller Ordnung und als wohlvorbereitete Leistung erscheint.
Gastspiele des Pariser Oonservatoire-0rohesters und Prager Chöre
und die Woche für katholische Kirchenmusik sind bereits gewesen,
das große Fest der »Jnternationalen Gesellschaft für neue Musik«
(das damit auch zum ersten Male auf deutschemBoden stattfinden
wird), die Wochen für evangelische und JüdischeKirchenmusik, ein

ArbeitersMusikfest werden folgen. Die vielen ausländischen Gast-
spiele haben sich als besonders wertvollerwiesen; sie helfen an der

Herausbildung von Maßstäben mit. Unser deutsches Musikleben
ist reich ausgebaut und hat Niveau; wir brauchen uns vor dem

Ausland nicht zu schämen: aber wir können trotzdem von ihm
lernen.

Was man ·an Orchesterdarbietungen aus Paris, an Chören aus

Prag hörte, hat uns zu denken geben müssen. Es besteht kein

Zweifel, daß außer solchen innermufikalischen Auswirkungen diese
Gastspiele auch ganz allgemein der europäischen Verständigung zu-

gute kommen. Man hat das in den Eröffnungsreden kräftig und

mit Recht betont, und die Anwesenheit einer Reihe von äußerst

repräsentativen Persönlichkeiten des Auslands, vor allem des»fran-
zösischen Kultusministers Herriot und der belgischen Minister
Vandervelde und Huysmans, hat es wirksam unterstrichen. Auch
wenn man an die in diesen Reden so oft berufenen, fast mystisch
gesehenen ethischen Ausstrahlungen der Musik, an allzu primitiv

gesehene Projizierung ihrer »Harmonie« in

das moralische und politische Leben nicht
recht zu glauben vermag, ja, in dieser
Jdealisierung und Moralisierung der Musik
eine ästhetischeGefahr sieht, wird man mit

Freude und Genugtuung feststellen, daß sie
als gemeineuropäischer Besitz, als geistige
Realität verbindend und versöhnend zu
wirken vermag. sSo will und kann auch
die Ausstellung selbst wirken. Sie ist
wahrhaft international, und zwar in einem

Sinne, den jeder besonnene und vernünf-
tige Mensch, welcher politischen Meinung
er auch sei, mit gutem Gewissen begrüßen
kann. Sie verdient den Erfolg,- den wir

ihr wünschen. .

-

Walter Dirks, Frankfurt a.M.
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Einführungin diePolitik

Urteile der Tagespresse:
- »Ein moderues Buch, empfangen von

Deutschlands Rot und geboren aus der

Sorge um Deutschlands Zukunft. Wer An-

regung sucht, findet sie darin in Hülle und

Falle, nnd ein aus guten Quellen ge-
schöpftes statistisches Material wird durch
Zeichnungen und Karten wirksam veran-

schaulicht.« KölnischeZeitung

,,Groß angelegtes, äußerst instruktiv ge-
schriebenes und wertvolles Werk-«

Bayerische Staatszeitung.
»Das Buch trägt seinen Titel mit Re t.

"Nicht nur « der politisch interessierte La e,
sondern auch der

berufsmäßiigePolitiker
wird aus diesem Buche eine F lle von Be-

lehrung-en und Anregungen schüpfen.«
Hamburger Fremdenblatt.
»Dieses Buch wird seinen Weg machen.

Denn wer ehrlich in der Politik mitreden
und mitwirken will, muß es gelesen und

studiert haben.«
Breisgauer Zeitung, Freiburg.

,,. . · ist wie kein anderes geeignet dem

Ziel der Jutereffierung des gesamten Polkes
an der Politik nüherzufiihren.«

Leipziger Volkszeitung.
»Hier wird eine lebendi e und

anschau-liche Schilderung, eine wir li e Einsü rung
in die praktische Politik der egenwart ge-
geben. Eine außerordentlicheFülle poli-
tischen Wissens wird gebot-en, die unterstützt
wird durch ein reiixesKartenmaterial.«

«
ieler Zeitung.

,,. . . ein Werk, das die Wege der Welt-

politik mit modernein Sachwisfeu unterbaut
und unter modernen Gesichtspunkten klar
und deutlich anfzeichnet.«

Oldenburgische Landesztg."
»Ein Deutscher mit einem deutfchfühlen-

den Her en hat dieses Buch, das in hohem
Ma e o jektiv ist, ges rieben.«

leue badische a-ndeszeitung.
»Das Werk sollte fleißig studiert werden,

nicht nur auf Universitäten und Schulen,
sondern auch von politisch täti en Mannern.«

Der Deuts e, Berlin.

,,46 vorzügliche Kartenbei aben, innig in
den Text verwoben, verm ttelu oft ganz
verblüffeude politische Erkenntnisse.«

Vraunschweigische Lsaudesztg.

»Der Preis des Buches ist angesichts der

ausgezeichneten Ausstattung, die i m der

Verlag hat zuteil werden lassen, mü ig und
wird der Wirkung in die Breite und Tiefe
unseres Volkes zugute kommen.«

Münchner Zeitung-

von Dr. Wilhelm Ziegler

320 Seiten mit 46 Kartenbeigaben

Brosch.8.———RM., Halbl.10.——RM.

I

Stimmen

führenderPersönlichkeiiem
»Seiueu bisherigen Verdiensten fü t sie

ler mit diesem vortrefflichen Leitfa en e n

neues zu. Schon die selbstbewußte Gliede-
ruu des umfangreichen Stoffes verrüt viel
Oka denken. Die Sprache ist volkstümlich
und einpriigsam. Ein gutes Buch!«
Professor Dr. H elmolt in »Der Westen«.

»8ie lers
Einführung

in die Politik« zeigt
ich-m eim flüchtig-unimm-: hier lohnt
es einige Stunden Halt zu machen. Dieses
Pu ist zeitgemiifz und verdient einen leicht
erre chbaren Platz dicht am Schreibtisch.«

Arthnr Dix in den

»Polkswirtfchaftlichen Blätteru«.

»Das neue Werk Zieglers muß als eine

außergewbhnlicheLeistung auf dem Gebiet
der politischen Literatur betrachtet werden,
iu der man bisher vergeblich nach einein

umfassenden, auch deni nicht vorgebildeten
Leser faßlichen Uberbliik über das ungeheure
Gebiet der Weltpolitik fuchte.«
M. T h. S t r e w e im »Deutfcheu Spiegel«.

»Das Buch ist unentbehrlich fiir jeden,
der die politische Praxis mit Aufmerksam-
keit verfolgt und darin wirksam werden

möchte. Das Buch gehört in jede Redak-
tionsbibliothek.«

Dr. Emil Dovifat in der Zeitchrift
des Reichsverbandes der deutschen resfe.

. »Sie haben damit ein ausgezeichnetes
Werk ge chaffen, das zur Verbreitung poli-
tischer ildung im deutschen Volke wesent-
lich mit beitragen wird.«

Gouverneur z. D. Dr. S ch n e e , M. d. R.

»Nach meiner Meinung hat Dr. Ziegler
eine außerordentlich wertvolle und eine
Lücke in der vorhandenen Literatur ans-

siillende Arbeit vollbracht.«
Staatssekretür a. D. Universitätsprofeffor

Dr. August Müller, Berlin.

»Ich habe schon bei der allerersten flüch-
ti n Durchsicht gesehen, daß es hochinters
effteintsein müsse-und habe mich sofort daran

gemacht,es zu lesen· Ich weis- uicht, ob

Ihnen etwas Angenehmes sage, wenn

i behaupte, daß es sich wie ein Roman

lese —- in deui Sinne wenigstens, dafi man

es nicht mehr aus der Hand legt, wenn

man es einmal angefangen hat. Und i

ehe noch weiter und behaupte, dass es

u einein anderen Punkt diesen Vergleich-
heransfordert — aber nur mit den aller-
be en Romaueu —, man kann es nicht
f uell lesen, weil es in jedem Saß zuni

Nachdenken herausfordert.
Staatsfekretär a. D. E n d e r e s , Wien.

Urteile der ausländ. Tagespresse:
,Vielleicht ift kein Buch in der Fülle der

politischenLiteratur, die seit dein Umsturz
erschienen ist, so sehr geeignet, Polksburlh

der

Deutschen u sein« als das von Dr. Wi helrn
Ziegler. s ist mehr als etwa nur eine

theoretisierende Einfügung
in die Politik«,

es ist ein grandiofer ildentwurf der welt-

politischen Lage, eine feine Analvse der

Strömungen und Kräfte, die heute
völkifch und staatlich den Erdball
formen und gleichfalls unser Schicksal mit-

bestimmen.«
Neues Grazer Tageblatt

(Osterreich).

»DieseEinführun
in die Politik ist eine

unverg eichlicht Sto fsammlung und zuglei
ein unübertroifeuer Wegwei er. Man mu

das Zieglersche Buch me rmals gelesen
haben; um ganz zu ermessen, welche Fulle
von politischemSachwisfen darin ent-

halten Ist- Prefzburger Zeitung
(Tschechoflowakei).

»Um es vorweg zu agen: Das ist ein

ausgezeichnetes Bucht ine wirkliche Ein-

führung in das praktische politische Leben
der Gegenwart, die so lebendigund an-

schaulich eschrieben ist, dass der efer davon

gepacktw rd und von dem Buch nicht eher
wieder loskommt, als bis er es zu Ende

geleer hat-«Bukarester·«Tageblatt,
(Numanien).

Urteile der Fuchs-resfe-
,,Das Buch breitet den gesamten Stoff

und die großen Probleme der modernen
Politik vor dem Leser aus. Es ent ält eine
Fülle von

csonstweitverstreuteni aterial
und liest si dabei leicht und

flüssig.
Es

ist nicht nur ein Handbuch für den ehren-
den und handelnden Politiker, sondern die

lebendige und eindringliche Sprache, die

durchgeführteOb«ektivitat und eine klar

gegliederte Stofsü e eignen es an in be-

sonderer Weise zum Handbuch iir alle

Piida ogen, die iui staatsbürgerlichen Unter-

richt rgendwie mit den Fragen der Aussen-
nud Jnneupolitik, des nationalen und inter-
nationalen Wirtfchaftslebeus zu tun haben.«

Zentralblatt f. d. ges. Unter-
richtsverwaltung Preußens·
»Das Buch wird jeder Schulpolitiker mit

Interesse lesen. Es kann zur Anschaifung in
den Büchereien bestens empfohlen werden«
Schulpol«i.tische Mitteilungen

des baverischen Lehrervereins.
,,Drum greife feder, der politisch denken

und handeln will, zu diesem Buche. Es

lohnt der Mühe!«
Zeitschr. d. Ges. f. Volksbildung
»Das Buch entrollt den Blick über die

tragenden Grundlagen und treibendeii Kräfte
des

pozitischen
Lebens. Es ist temperament-

voll g schrieben, fordert zur Willensbildung
und zum Handeln auf im Ringen mit dem

deutschen Schicksal.« .

Führerkorrespondenz· .

des katholischen Volksvereins.

»Ich wüßte augenblicklich»kein besseres
Bu , das mehr geeignet ware, die breite
Ma e der Gebildeten aus ihrem

un-

politifchen Schlaf aufzuriittelu, a s Zieglers
,Einführung in die Politik«.«

D. Akademische Rundschau.
,,Ziegler stellt das deutsche»Schicksal über

alles und damit sein Buch uber alles, was

Parteien, Klassen oder Kasten heißt.«
"

Zeitung d. d. Beamtenbsundes.

»Ein Buch ür den, der ernstlich für fein
Vaterland ar iten will· Nicht fiir oder

gen eine Partei ist es geschrieben, nein,
Fürdie eine große Partei, die da heißt:
,Dentfchland«.« -

Beamten-Rundschau

Zenit-releasing ib.m.b.lh» bei-jin Wszz
Verantwortlich sur den redaktionellen Teil emäß« Pressegefetz :«Ministerialrat Dr. S tr a h l, Berlin. —"
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